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7. Interpellation von Diana Gutjahr, Hansjörg Brunner und Hanspeter 

 Gantenbein vom 25. Februar 2015 "Massnahmen zu den Folgen der 

 Aufhebung des Mindestkurses" (12/IN 32/329) 
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Erledigte 

Traktanden: 1 bis 5 

 

Entschuldigt Ackerknecht Wolfgang, Frauenfeld Ferien 

  Bornhauser Thomas, Weinfelden Ferien 

  Feuz Hans, Altnau Beruf 

  Grau Heidi, Zihlschlacht Gesundheit 

  Kaufmann Christa, Bichelsee Familie 

  Lagler Reto, Ermatingen Militär 

  Müller Gallus, Guntershausen bei Aadorf Gesundheit 

  Rüetschi Regina, Frauenfeld Ferien 

  Steiger Eggli Christine, Steckborn Ferien 

  Strupler Walter, Weinfelden Gesundheit 

  Theus Gisela, Kreuzlingen Beruf 

  Thorner Christa, Frauenfeld Beruf 

  Wägeli Hans-Peter, Buch bei Frauenfeld Gesundheit 

 

Präsident: Auf der Besuchertribüne begrüssen wir besonders die Ratsleitung und die 

Fraktionspräsidien des Landrates Uri unter der Leitung des Landratspräsidenten Christi-

an Arnold ganz herzlich zum freundschaftlichen, politischen und persönlichen Austausch 

bei uns im Thurgau. 

Dem Landrat des Kantons Uri gehören 64 Mitglieder an. Davon tragen nicht weniger als 

acht Personen, also ein Achtel des Parlamentes, den Namen "Arnold". Auf unseren Rat 

bezogen würde dies bedeuten, dass 16 "Arnold" hier sitzen müssten. 

Die Amtszeit des Rates beträgt vier Jahre. Die Wahlkreise bilden die zwanzig Gemein-

den. Währenddem in jenen Gemeinden, denen drei und mehr Sitze zustehen die Wahl 

im Proporzverfahren erfolgt, werden in den kleineren Gemeinden die Landrätinnen und 

Landräte nach dem Majorzsystem gewählt. In der Regel wird der Urner Landrat im Jahr 

zu neun bis zehn eintägigen Sessionen einberufen. Die Sitzungen finden im Landrats-

saal in Altdorf statt. 

Wir wünschen Ihnen einen angenehmen Aufenthalt bei uns im Thurgau und hoffen ger-

ne, dass Sie einen guten Eindruck aus unserer Ratstätigkeit erhalten. 
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Ebenfalls begrüsse ich speziell die 10 Kantonsratskandidatinnen und -kandidaten der 

SVP, die uns heute Morgen einen Besuch abstatten. Ihr theoretisches Wissen können 

Sie nun durch einen Einblick in die Praxis verfestigen, und wir hoffen, dass Sie einen    

interessanten Vormittag verbringen. Wir wünschen Ihnen alles Gute in Ihrem politischen 

Wirken. 

 

Ich gebe Ihnen die folgenden Neueingänge bekannt: 

1. Beantwortung des Antrages gemäss § 52 der Geschäftsordnung des Grossen Rates 

von Ueli Fisch, Walter Schönholzer, Joos Bernhard, Urs Schrepfer, Christian Koch 

und Andreas Guhl vom 25. Februar 2015 "Herausforderung zukünftige Thurgauer 

Gemeindelandschaft". 

2. Beantwortung der Motion von Hanspeter Gantenbein, Hermann Lei und Daniel Vet-

terli vom 25. Februar 2015 "KESB im Thurgau". 

3. Beantwortung der Interpellation von Andreas Guhl, Hanspeter Gantenbein und 

Hansjörg Brunner vom 6. Mai 2015 "Finanzierung von Familienzulagen - Der die 

bundesrechtliche Vorgabe übersteigende Teil der Familienzulage soll jeweils durch 

Beiträge der ArbeitnehmerInnen finanziert werden". 

4. Beantwortung der Interpellation von Jürg Wiesli vom 25. Februar 2015 "Kostenein-

sparung durch Ideenmanagement". 

5. Beantwortung der Einfachen Anfrage von Andrea Vonlanthen vom 2. Dezember 

2015 "Hochsaison der Blaufahrer". 

6. Missiv des Regierungsrates betreffend Nachrücken von Gottfried Möckli, Basadin-

gen, in den Grossen Rat. 

7. Missiv des Regierungsrates betreffend Erneuerungswahl und Wahl von zwei neuen 

Mitgliedern des Bankrats der Thurgauer Kantonalbank für die Amtsdauer vom 1. Juni 

2016 bis 31. Mai 2020. Die Vorbereitung dieses Geschäftes erfolgt gemäss § 70 

Abs. 2 der Geschäftsordnung des Grossen Rates durch die Fraktionspräsidienkonfe-

renz. 

 

Gegen den Beschluss des Grossen Rates vom 2. Dezember 2015 betreffend den Ob-

jektkredit von Fr. 2'550'000 für einen Agro Food Innovation Park ist eine Beschwerde 

beim Bundesgericht eingegangen. Das Büro wird sich dazu beim Bundesgericht ver-

nehmen lassen. Die Beschwerdeschrift wird morgen versandt werden. 

 

Im Weiteren informiere ich Sie über die Behandlung der Standesinitiative des Kantons 

Thurgau betreffend "Änderung des Jagdgesetzes für die Entschädigung von Schäden, 

welche Biber an Infrastrukturen anrichten". Die Kommission für Umwelt, Raumplanung 

und Energie des Ständerates lud eine Delegation des Kantons Thurgau zu einer Anhö-

rung ein. Der Motionär, Kantonsrat Paul Koch, und ich hatten am 4. Februar 2016 die 

Gelegenheit, die Problematik der Biberschäden darzulegen. In einer PowerPoint Präsen-
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tation haben wir anhand von Beispielen aufgezeigt, wie in der ganzen Schweiz und ganz 

besonders im Kanton Thurgau mit solchen Schadenfällen umgegangen wird. Das Bun-

desgesetz gibt den Biberschutz vor, die Behebung der Schäden wird aber den Grund-

eigentümern überlassen. Die Haftungsfrage ist nirgends geregelt. Zwar zeigten die    

anwesenden Kommissionsmitglieder ein gewisses Verständnis für unser Anliegen. 

Trotzdem beantragte die Kommission mit 7:1 Stimmen bei 1 Enthaltung, der Standes-

initiative keine Folge zu leisten. Dies vor allem aus finanziellen Gründen. Die Standes-

initiative wird nun in der nächsten Session im Ständerat behandelt. Es bleibt zu hoffen, 

dass wenigstens unsere beiden Vertreter in befürwortendem Sinne plädieren werden. 

 

Ich stelle die heutige Tagesordnung zur Diskussion. Stillschweigend genehmigt. 
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1. Amtsgelübde von Kantonsrat Gottfried Möckli (12/WA 81/428) 

 

Präsident: Mit der heutigen Sitzung tritt Kantonsrat Gottfried Möckli aus Basadingen die 

Nachfolge des verstorbenen Ratskollegen Guido Häni aus Dettighofen an. 

Das Büro hat die Frage der Unvereinbarkeit gemäss § 29 Abs. 2 der Kantonsverfassung 

und gemäss den diesbezüglichen Richtlinien des Büros geprüft und keine Gründe für  

eine Unvereinbarkeit gefunden. 

 

Ich bitte Kantonsrat Gottfried Möckli, vor den Ratstisch des Büros zu treten. Alle Anwe-

senden im Saal und auf der Tribüne wollen sich von den Sitzen erheben. 

 

Ratssekretär Weibel verliest das Amtsgelübde. 

 

Kantonsrat Gottfried Möckli legt das Amtsgelübde ab. 

 

Präsident: Ich heisse Sie im Grossen Rat herzlich willkommen und wünsche Ihnen viel 

Freude und Befriedigung im Amt. 

 

Lieber Gottfried, wir kennen uns schon seit vielen Jahren aus persönlichen Begegnun-

gen und anderen gemeinsamen Tätigkeiten. Immer wieder hast du mich darauf hinge-

wiesen, wie wichtig es sei, dass die Region Diessenhofen im Grossen Rat angemessen 

vertreten sei. Es ist eine Fügung des Schicksals, dass du aus Basadingen nun dem Rat 

angehören darfst und dich von heute an für das Gesamtinteresse des Kantons Thurgau 

einsetzen wirst. Ich wünsche dir Erfolg in deiner Ratstätigkeit. 
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2. Ersatzwahl eines Mitgliedes der Justizkommission für den Rest der Amtsdauer 

(12/WA 82/429) 

 

Präsident: Mit dem Hinschied von Kantonsrat Guido Häni ist der entsprechende Sitz in 

der Justizkommission frei geworden und muss für den Rest der Amtsdauer wieder be-

setzt werden. 

Gemäss § 59 unserer Geschäftsordnung ist offene Wahl zulässig, sofern ein gemeinsa-

mer Wahlvorschlag der Fraktionen vorliegt, der nicht mehr Personen aufführt als zu wäh-

len sind. Eine Wahl muss jedoch geheim durchgeführt werden, wenn 30 Ratsmitglieder 

einem entsprechenden Antrag zustimmen. 

Ein gemeinsamer Wahlvorschlag liegt nicht vor, jedoch wird kein anderes Mitglied vorge-

schlagen, was zu einer Kampfwahl führen würde. Demnach kann eine offene Wahl 

durchgeführt werden. 

Als Ersatz schlägt die SVP Fraktion Kantonsrat Jürg Wiesli vor. Der Wahlvorschlag wird 

von einer Fraktion nicht unterstützt. 

Diskussion - nicht benützt. 

 

Ein Antrag auf geheime Wahl liegt nicht vor. Die Wahl findet demzufolge offen statt. 

 

Wahl: Kantonsrat Jürg Wiesli wird mit grosser Mehrheit als Mitglied der Justizkommissi-

on gewählt. 

 

Präsident: Im Namen des Grossen Rates gratuliere ich zur Wahl. 
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3. Änderung der Geschäftsordnung des Grossen Rates des Kantons Thurgau 

vom 22. März 2000 (12/VO 7/377) 

 

2. Lesung (Fassung nach 2. Lesung siehe Anhang zum Protokoll) 

 

I. 

Diskussion - nicht benützt. 

 

II. 

Diskussion - nicht benützt. 

 

III. 

Diskussion - nicht benützt. 

 

IV. 

Diskussion - nicht benützt. 

 

Präsident: Wir haben die Vorlage in 2. Lesung durchberaten. Möchte jemand auf einen 

Paragraphen zurückkommen? Das ist nicht der Fall. 
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4. Interpellation von Hanspeter Gantenbein, Fabienne Schnyder und Fritz Zweifel 

vom 7. Januar 2015 "Verursachergerechter Unterhalt von Gemeindestrassen" 

(12/IN 31/325) 

 

Fortsetzung Diskussion 

 

Grunder, BDP: Am Anfang waren es Pfade. Daraus wurden Wege und Strassen. Häu-

ser und später Lärmschutzwände wurden an die Strassen gebaut. Strassen sind Kultur-

güter, und zwar nicht nur "Die Hohle Gasse"; der Pilgerweg, die Axenstrasse mit dem 

Gotthard und viele andere auch. Viele dieser Strassen sind Handelsrouten, Salz- und 

Seidenstrassen. Wenn der Regierungsrat in seiner Antwort den Kantonsstrassenanteil 

mit den Zahlen des Kantons St. Gallen vergleicht, muss er sich glücklich schätzen. Je 

mehr Ressourcen vorhanden sind, desto mehr Autonomie besteht. Dies erachte ich als 

einen Vorteil bei der Verkehrsplanung. Strassen, welche der Kanton an die Gemeinden 

abgetreten hat, erleiden manchmal ein merkwürdiges Schicksal, so beispielsweise die 

Hauptstrasse in Kreuzlingen: Einstmals wichtige Verbindungs- und Handelsstrasse zwi-

schen den Städten Wil und St. Gallen zu den Toren der Bischofsstadt Konstanz. Diese 

Strasse wurde richtiggehend vergewaltigt und beschildert mit Bus, Auto, Velo, Fuss-

gänger, Gegenverkehr, zerstückelten Parkplätzen, Tempo-20-Zone, Bodenschwellen 

und vieles andere mehr. Auf einem Sonntagsspaziergang zählte ich sieben leerstehende 

Geschäftslokalitäten. Diese haben nicht nur mit der Frankenstärke zu tun. Man verglei-

che Grenzstädte wie Stein oder Basel. "Boulevard" heisst nun das gute Stück Strasse. 

Und das in einem Kanton, in dem das Frühfranzösisch abgelehnt wurde. Es heisst immer 

wieder, dass sich der Strassenverkehr selbst mehr als genügend finanziere. Alle Thur-

gauer Gemeinden zusammen haben in den Jahren 2009 bis 2013 im Durchschnitt jedes 

Jahr netto 114 Millionen Franken aus allgemeinen Steuermitteln für den Unterhalt der 

Gemeindestrassen ausgegeben. In diesem Betrag sind die Anteile an der Strassenver-

kehrssteuer in der Höhe von bescheidenen 6 Millionen Franken bereits berücksichtigt. 

Diese Zahlen habe ich der Datenerhebung "beedata" des Kantons Thurgau entnommen. 

Die Gemeindesteuereinnahmen betrugen in demselben Zeitraum rund 283 Millionen 

Franken. Auch diese Zahl habe ich "beedata" entnommen. Die bereinigten Steuerausga-

ben für den Unterhalt der Gemeindestrassen betrugen somit über 40 % der verfügbaren 

Steuermittel. Die Mehrbelastung der Gemeindestrassen durch schwere Motorfahrzeuge 

und Anhänger ist unbestritten. Dazu gehören aber auch landwirtschaftliche Fahrzeuge. 

Der dadurch entstehende erhöhte Unterhaltsbedarf soll nun in irgendeiner Form abge-

golten werden. Der Regierungsrat legt viele Zahlen vor, auf die ich hier nicht eingehen 

will. Dabei erwähnt er den Anteil an den Verkehrssteuern sowie den strukturellen Las-

tenausgleich und Spezialfinanzierungen, welche den Gemeinden zustehen. Es ist klar, 

dass wir das Problem angesichts der angespannten Finanzlage nicht mit der Giesskanne 

lösen dürfen. Hier geht es auch um die viel beschworene Autonomie. Der Kanton hat 
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Kantonsstrassen an die Gemeinden übergeben. Dies würde er auch weiterhin liebend 

gerne tun. Dieses Mittel ist aber untauglich, um Kosten einzusparen. Ausserdem er-

schwert es die erwähnte überregionale Verkehrsplanung. Im Grossen Rat gibt es sehr 

viele Gemeindevertreter. Da muss ein Konsens doch möglich sein. Die Damen und Her-

ren müssen sich aber fragen, welchen Hut sie tragen: Jenen des Gemeindepräsidenten 

oder jenen des Grossen Rates? 

 

Mader, EDU/EVP: Die EDU/EVP-Fraktion dankt dem Regierungsrat für die ausführliche 

Beantwortung der vorliegenden Interpellation. Navigationssysteme zeigen auf Wunsch 

unweigerlich die kürzeste Strecke von A nach B auf, und dies für alle Verkehrsteilneh-

mer. Dabei sind oft Gemeindestrassen mitbetroffen, die für schwere Fahrzeuge wie 

Lastkraftwagen (LKW) nicht oder nur selten ausgestattet sind. Dies greifen die Interpel-

lanten zu recht auf. Der Regierungsrat schreibt, dass nur 1 % bis 2 % der Gemeinde-

strassen mit einem LKW-Fahrverbot belegt seien. Für den Unterhalt der Gemeindestras-

sen sind die Gemeinden zuständig. Die Signalisation obliegt allerdings dem Kanton. Da-

ran will der Regierungsrat festhalten. Die heutige Verteilung der Einnahmen aus der 

Leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA), den Strassenverkehrssteuern und 

dem Treibstoffzoll erachtet der Regierungsrat als gerecht. In der Antwort wird vorgerech-

net, dass die Gemeinden in den letzten zehn Jahren unter dem Strich um etliche Millio-

nen entlastet wurden. Unsere Fraktion ist sich allerdings nicht sicher, ob dies alle Ge-

meindevertreter hier im Saal unterschreiben würden. Es wird zudem ausgeführt, dass für 

weitere verursachergerechte Abgaben zur Finanzierung des Strassenunterhaltes ge-

genwärtig keine rechtliche Grundlage bestehe. Ausbau und Unterhalt der Gemeinde-

strassen müssen über die normale Gemeinderechnung geführt werden. Der Regierungs-

rat will die Mittel für die Kantonsstrassen zugunsten der Gemeindestrassen auf keinen 

Fall schmälern, weil auch dort der Unterhaltsbedarf stark zugenommen hat. Gemäss 

Strassenverkehrsgesetz ist der Kanton befugt, Verkehrsbeschränkungen und Anordnun-

gen zur Regelung des Verkehrs zu erlassen. Ich habe dies bereits erwähnt. Damit liegt 

das effektivste Mittel zur Verkehrslenkung der Gemeindestrassen in den Händen des 

Kantons. Dieses könnte auch den Gemeinden übertragen werden, entspricht aber nicht 

der gängigen Praxis und dem Willen des Regierungsrates. Es stellt sich hier schon die 

Frage, ob der Kanton bei Verkehrsbeschränkungen und Anordnungen, die sich auf Ge-

meindestrassen aufdrängen, mit gleicher Priorität vorgeht, wie bei seinen Kantonsstras-

sen. Allenfalls müsste hier mit einer Motion nachgeholfen werden, um Finanzierungs- 

und Signalisationsfragen neu zu regeln. 

 

Zweifel, FDP: Die FDP steht für die verursachergerechte Erhebung von Gebühren und 

Steuern ein, verlangt aber auch, dass die Erträge zweckgebunden eingesetzt werden 

und die Kostenwahrheit sichergestellt ist. Deshalb nehmen wir von der Beantwortung 

des Regierungsrates mit gewisser Besorgnis Kenntnis. Kantone, Städte und Gemeinden 
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dürfen als Leistungserbringer nicht zu kurz kommen. Ein verursachergerechter Unterhalt 

aller Strassen wäre zeitgemäss und angebracht. Wir verlangen Kostenwahrheit: Bun-

desgelder für Bundesstrassen, Kantonsgelder für Kantonsstrassen und Gemeindegelder 

für Gemeindestrassen. Gemäss den geltenden rechtlichen Grundlagen erhebt der Bund 

die Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe. Gleichzeitig fliessen Treibstoffzölle 

respektive Einnahmen aus der Mineralölsteuer sowie Mineralölsteuerzuschläge in die 

Bundeskasse. Ein Teil dieser Einnahmen fliesst in die Spezialfinanzierung des Bundes 

für den Strassenbau, ein anderer Teil in den allgemeinen Bundeshaushalt oder wird für 

die Finanzierung des öffentlichen Verkehrs verwendet. Ein weiterer Teil aus diesen Ein-

nahmen fliesst den Kantonen zu. Diese wiederum haben unter anderem den Strassen-

bau sowie den Strassenunterhalt sicherzustellen. Die Kantone finanzieren mit den Gel-

dern aus Bern und den eigenen Motorfahrzeugsteuern den Strassenbau und stellen den 

Strassenunterhalt sicher. Die Gelder aus Bern werden in den Kantonen unterschiedlich 

eingesetzt. Ein Teil der Gelder aus Bern und der Motorfahrzeugsteuern fliessen wiede-

rum in den öffentlichen Verkehr. Ein anderer Teil wird für den Strassenbau und den 

Strassenunterhalt eingesetzt. Nebst den Kantonen gibt es aber auch noch die Städte 

und die Gemeinden. Diese erhalten von den Kantonen unterschiedliche Mittel für die Si-

cherstellung des Strassenbaus und des Strassenunterhaltes auf Gemeindeebene. So 

werden in unserem Kanton 15 % der Strassenverkehrssteuern den Gemeinden für den 

Strassenbau und Strassenunterhalt zur Verfügung gestellt. Mit diesen kläglichen 15 % 

der Strassenverkehrssteuern können die Gemeinden im Thurgau den Strassenbau und 

den Strassenunterhalt in keiner Art und Weise bestreiten. Es fehlen die notwendigen Mit-

tel, um auf Gemeindeebene verursachergerecht handeln zu können. Wir empfehlen, die-

se Aufteilung anders zu regeln. Die Mittel werden in Bern 50:50 eingesetzt: 50 % gehen 

in den Verkehr, von welchem wir heute sprechen, und 50 % fliessen in die allgemeine 

Bundeskasse oder in den öffentlichen Verkehr. Die Kommission des Ständerates hat am 

vergangenen Freitag bewiesen, dass es anders geht. Sie hat nach zähem Ringen be-

schlossen, dass weiterhin maximal 60 % aus den Mineralölsteuereinnahmen für einen 

zusätzlichen Spielraum bei der Mittelverwendung in den Verkehr fliessen. Vielleicht ist 

dies eine vorausschauende Angst der eidgenössischen Verkehrsministerin, weil sie 

weiss, dass wir im Juni über die so genannte Milchkuh-Initiative abstimmen werden. Un-

ser Regierungsrat ist nach wie vor der Meinung, dass es so bleiben soll wie es ist, und er 

verzichtet auf die Weiterleitung der Erträge aus der LSVA und den Mineralölsteuern an 

die Gemeinden. Hier sollte der Regierungsrat nochmals über die Bücher. Liberal mode-

rat ausgedrückt ist die FDP-Fraktion mit der Haltung des Regierungsrates nicht zufrieden 

und verlangt eine gerechtere Aufteilung der Gelder aus Bern. 

 

Brütsch, CVP/GLP: Ich spreche für die Mehrheit der CVP/GLP-Fraktion. Die vorliegende 

Interpellation stellt acht wichtige Fragen, die im Zusammenhang mit dem Unterhalt von 

Gemeindestrassen stehen. Tatsächlich hat man in den Gemeinden manchmal das Ge-
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fühl, dass der Kanton die Verantwortung beim Unterhalt an die Gemeinden abschieben 

möchte, indem vermehrt Strassen aus dem Kantonsstrassennetz dem Gemeindenetz 

zugeteilt werden. Auch in unserer Gemeinde wurden in den letzten Jahren diesbezüglich 

diverse Bereinigungen vorgenommen. Eine Strasse wurde wirklich jedes Mal vor der 

Übertragung in das Gemeindenetz jeweils durch den Kanton saniert oder es wurde ein 

grosszügiger Instandstellungsbetrag vereinbart; meines Erachtens für beide Parteien ein 

durchaus gerechtes und faires Verfahren. Die Abgrenzung zwischen Gemeindestrassen, 

die dem lokalen Verkehr dienen, und Kantonsstrassen, welche eben Regionen und Ort-

schaften verbinden, ist im Gesetz über Strassen und Wege geregelt. Der Kanton Thur-

gau pflegt im Vergleich zu anderen Kantonen sogar ein dichtes Netz an Kantonsstrassen 

und einen überdurchschnittlichen Kantonsstrassenanteil. Dies belegt die Zahl von 0,8 Ki-

lometer pro Quadratkilometer im Vergleich zum Kanton St. Gallen mit lediglich 0,3 Kilo-

metern pro Quadratkilometer Fläche. In den letzten zehn Jahren hat sich die Anzahl der 

Fahrzeuge auf den Thurgauer Strassen massiv erhöht. Dadurch sind natürlich auch die 

Unterhaltskosten angestiegen. Leider kann aufgrund des verfügbaren Datenmaterials je-

doch keine klare Aussage zur Beanspruchung der Gemeindestrassen, beispielsweise 

durch LKW, gemacht werden. Da gemäss dem Gesetz über Strassen und Wege eine 

Trennung der Zuständigkeiten besteht, wären die Gemeinden in der Pflicht, hier detail-

lierte Zahlen, beispielsweise mittels Verkehrszählungen, zu erheben und zu liefern. Aus 

der Beantwortung der Fragen wird ersichtlich, dass der Bestand der schweren Fahrzeu-

ge, die im Kanton immatrikuliert sind, relativ stabil ist. Die Zunahme ist also hauptsäch-

lich auf die Personen- und Lieferwagen mit einem Gewicht unter 3,5 Tonnen zurückzu-

führen. Selbstverständlich muss hier noch ergänzt werden, dass die LKW mit ausländi-

schen Kennzeichen gemäss meinen eigenen Erfahrungen massiv zugenommen haben. 

Diese sollten sich jedoch eigentlich hauptsächlich auf den Transitstrecken, welche defini-

tionsgemäss wiederum Kantons- und Bundesstrassen sind, bewegen. Leider schaffen es 

auch solche LKW trotz "Global Positioning System" (GPS), dem globalen Positionsbe-

stimmungssystem, immer wieder, sich im Gemeindestrassennetz zu verfahren. Hier ent-

stehen mit übergewichtigen Fahrzeugen und unkontrollierbaren Wendemanövern massi-

ve Schäden. Solche einzelne Vorkommnisse, die wirklich auffallend sind, gilt es nun, in 

der Gesamtverkehrsbelastung zu relativieren. Es wird in der Beantwortung durch den 

Regierungsrat deutlich aufgezeigt, dass die Einnahmen aus der LSVA, den Strassenver-

kehrssteuern und dem Treibstoffzoll bereits heute mit einem sinnvollen, nachvollziehba-

ren und austarierten Schlüssel zwischen dem Kanton und den Gemeinden fair aufgeteilt 

werden. Beispielsweise in der Gemeinde Diessenhofen werden gemäss unseren eige-

nen Erfahrungszahlen der letzten Jahre ca. 80 % des laufenden Unterhaltes der Ge-

meindestrassen durch solche Gelder finanziert. Dies entspricht aus unserer Sicht durch-

aus dem Verursacherprinzip. In anderen Regionen könnte dies natürlich auch anders 

aussehen. Dafür erhielten diverse Gemeinden besondere Beiträge an besondere Stras-

senlasten aus dem Finanzausgleich. Meines Erachtens ist die heutige Verteilung wirklich 



 Protokoll des Grossen Rates vom 24. Februar 2016 

 65/12 

gerecht. Es wäre wichtiger, einmal zu erwähnen, dass durch einen rechtzeitigen, fachge-

rechten und laufenden Unterhalt die Kosten kalkulierbar und planbar sind, als nur über 

die Verteilung der finanziellen Mittel zu sprechen. Falls der Unterhalt vernachlässigt wird, 

was in letzter Zeit oftmals geschehen ist, kann dies zu einem kaum mehr finanzierbaren 

Nachholbedarf führen. Insbesondere jene Gemeindestrassen, welche nicht über die not-

wendige Tragfähigkeit verfügen oder teilweise bereits Schäden aufweisen, werden durch 

schwere Fahrzeuge rascher zerstört als ausreichend verstärkte und ausgebaute Stras-

sen und Wege. Ich möchte hier auch die landwirtschaftlichen Ungetüme erwähnen, die 

zum Teil mit hohen Achslasten das Gemeindestrassennetz beanspruchen. Hier ist die 

Gemeinde gefordert. Im Sinne einer Gemeindeautonomie soll die Gemeinde selbst ent-

scheiden können, welche Strassen wie ausgebaut werden. Insgesamt erachtet eine 

Mehrheit der CVP/GLP-Fraktion die Beantwortung der aufgeworfenen Fragen als absolut 

ausreichend. Die bestehende Praxis und Finanzierung beim Unterhalt von Gemeinde-

strassen ist durchaus verursachergerecht gelöst. Wir danken dem Regierungsrat für die 

seriösen Grundlagenabklärungen und die weiterhin kooperative Zusammenarbeit mit den 

Gemeinden. Es sollte allerdings auch in Zukunft so gehandhabt werden, dass Kantons-

strassen nur im gegenseitigen Einverständnis in das Gemeindestrassennetz überführt 

werden. 

 

Feuerle, GP: Die Grünen wünschen sich schon lange mehr Kostenwahrheit im Stras-

senverkehr. Zurzeit decken die Einnahmen aus dem Strassenverkehr nicht alle Kosten. 

Das wirkt sich natürlich auf die Gemeindestrassen aus, welche das grösste Netz bilden. 

Wer mehr fährt, soll mehr bezahlen oder wer weniger fährt, soll belohnt werden. Eine 

Vignette oder gar eine Gemeindevignette macht darum keinen Sinn. Die Motorfahrzeug-

steuer ist auch nicht kilometer-leistungsabhängig. Derzeit besteht zumindest bei der Ver-

teilung der Gelder ein ausgeklügeltes System, was nicht heisst, dass es perfekt ist. Der 

Bund will beispielsweise möglichst viel des LSVA- und Treibstoffzollkuchens für sich ab-

schneiden. Dies wollen aber auch die Kantone und die Gemeinden. Der zu kleine Ku-

chen verstärkt den Verteilkampf. Einige Antworten des Regierungsrates, besonders zum 

Interventionsanteil oder besser gesagt zum Anteil baufälliger Kantonsstrassen, lassen 

aufhorchen. Dieser sei im Thurgau innerhalb von zehn Jahren von 12 % auf 30 % ge-

wachsen. Der Kantonsstrassenunterhalt soll in den kommenden Jahren noch mehr kos-

ten als bisher. Falls dies stimmt, kann davon ausgegangen werden, dass für die Ge-

meinden in Zukunft eher weniger Geld zur Verfügung steht. Grundsätzlich macht es 

Sinn, dass der Kanton für das übergeordnete Kantonsstrassennetz aufkommt. Einige, 

vor allem wenig befahrene Kantonsstrassen könnten jedoch den Gemeinden bezie-

hungsweise den Städten abgegeben werden. Dadurch hätten die Gemeinden mehr Ge-

staltungsspielraum, beispielsweise für Verkehrsberuhigungen, müssten aber für den Un-

terhalt selbst aufkommen. Zu Frage 6: Eine Gemeindeautonomie für Strassensignalisati-

onen macht keinen Sinn, da mit einer Beschilderungsflut und Willkür zu rechnen wäre. 
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Eine kantonale Fachstelle, unter anderem auch für den Langsamverkehr, welche die 

Gemeinden und Städte bei der Signalisation fachgerecht unterstützt, ist bestimmt besser 

als eine Gemeindeautonomie. Allerdings müssen beim Kanton genügend personelle 

Ressourcen zur Verfügung stehen, damit möglichst schnell auf die Signalisationswün-

sche der Gemeinden und Städte eingegangen werden kann. Die Tatsache, dass Last-

wagen wegen des GPS vermehrt durch Quartiere fahren und deshalb auch die Gemein-

destrassen mehr belasten, ist ärgerlich. Dieses Problem muss über das GPS gelöst wer-

den. Ebenso könnte der Anteil der Strassen mit Lastwagenfahrverbot, ausser dem Zu-

bringerdienst, erhöht werden, um mehr Sicherheit in die Quartiere zu bringen und um die 

Kosten für den Gemeindestrassenunterhalt zu reduzieren. Es fehlt also an Geldmittel. 

Wie könnte der Strassenunterhalt verursachergerechter abgegolten und die Kosten ge-

senkt werden? 1. Mit der Förderung des Langsamverkehrs und des öffentlichen Ver-

kehrs. 2. Der Güterverkehr soll vermehrt auf der Schiene transportiert werden. Dies ent-

lastet auch die Gemeindestrassen. 3. Mit der Einführung einer leistungsabhängigen 

Strassengebühr, nicht nur für Lastwagen, sondern auch für Personenwagen. 4. Mit der 

Erhöhung des Treibstoffzolls. Dann bleibt auch mehr für die Gemeinden übrig. Mit ver-

brauchsärmeren Fahrzeugen sinkt in Zukunft der Ertrag der Treibstoffabgabe, was den 

Verteilkuchen weiter verkleinert. 5. Mit flächendeckenden Parkplatzgebühren, welche 

zweckgebunden für die Entlastung der Strassen verwendet werden. 

 

Paul Koch, SVP: Ich spreche für die SVP-Fraktion. Die Antwort des Regierungsrates 

passt aus Sicht des Kantons sehr gut, aus Sicht der Gemeinden wohl nur zum Teil. 

Strassen zu bauen und zu unterhalten, kostet viel Geld und muss langfristig geplant 

werden. So, wie es die Interpellanten sehen, ist der hohe Verkehr für die Strassen und 

für die Finanzen der Politischen Gemeinden eine zunehmende Belastung. Es ist eine 

Tatsache, dass die Belastung der Strassen in den letzten Jahren mengen- und gewichts-

mässig stark zugenommen hat. So sind im Kanton Thurgau seit 2005 23 % oder 53'000 

mehr Fahrzeuge mit Kontrollschildern unterwegs. Auf welchen Strassen und mit welchen 

Gewichten die 239'000 Fahrzeuge unterwegs sind, kann mangels Erhebungen nur ge-

schätzt werden. Immer mehr Fahrzeuge benutzen Gemeindestrassen für Abkürzungen, 

oder um überlasteten Strassen auszuweichen. Navigationssysteme helfen da noch mit. 

Die Lieferdienste zu Haushaltungen und Betrieben nehmen zu. Gemäss offiziellen Zäh-

lungen hat vor allem der Strassenverkehr auf den National- und Hauptstrassen und we-

niger auf den Ortsstrassen stark zugenommen. Bei der Belastung von Gemeinde-

strassen besteht ein Unterschied, ob es sich um Stadt- oder Landgebiet handelt. Eine 

zuverlässige Aussage fehlt, weil keine Zählungen vorhanden sind. Wenn man von den 

Verkehrszahlen ausgeht und den Zustand der 2'341 Kilometer Gemeindestrassen be-

trachtet, scheint es klar zu werden, dass grosse Unterhaltskosten für die Politischen 

Gemeinden entstehen. Individualität und Autonomie zeigen sich beim unterschiedlichen 

Unterhalt in den Thurgauer Gemeinden. Einige Gemeinden erhalten den Zustand und 
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den Wert der Strassen durch regelmässigen, gut geplanten Unterhalt und reservieren 

angemessene Budgets. Andere unterhalten die Strassen erst dann, wenn erste Schäden 

sichtbar werden, was einmalige grosse Investitionen erfordert. So oder so: Die Politi-

schen Gemeinden müssen einen grossen Teil ihrer Strassen mit eigenen Mitteln finan-

zieren. Der Kanton Thurgau entlastet die Gemeinden mit Beiträgen aus Gebühren, Steu-

ern und Abgaben. Von der LSVA geht ein Teil an Projekte, von denen die Gemeinden 

profitieren. Aus den Verkehrssteuereinnahmen von 57,3 Millionen Franken bezahlt der 

Kanton seit 2008 15 % oder 8,5 Millionen über den Finanzausgleich, welcher nicht 

zweckgebunden ist, an die Gemeinden. Das ist schade. Verschiedene Gemeinden erhal-

ten aus dem Finanzausgleich besondere Beiträge an besondere Strassenlasten. Es stellt 

sich die Frage, ob das genug ist. Dies ist schwierig abzuschätzen, da der Regierungsrat 

in seiner Beantwortung keinen Vergleich mit anderen Kantonen erwähnt. Vielleicht holt 

er dies noch nach und zeigt auf, wie viele Beiträge die Gemeinden in vergleichbaren 

Kantonen aus den erwähnten Gebühren, Steuern und Abgaben erhalten. Erhalten die 

Thurgauer Gemeinden bei diesem Vergleich weniger Geld als andere, wäre es schön, 

wenn der Regierungsrat die Beitragsleistungen für den Unterhalt der Gemeindestrassen 

an die Thurgauer Gemeinden seriös überprüft. Die Beitragsleistungen sollten nur in 

zweckgebundener Form zur Verfügung stehen. Neu eingeführte "Kässeli" wie der NAF, 

der Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds, lassen vielleicht noch etwas 

Geld für die Gemeinden übrig. Auf jeden Fall wird es kaum möglich sein, aus dem Topf 

unseres kantonalen Tiefbauamtes zusätzlich Geld für die Gemeinden zu schöpfen. Im 

schweizweiten Vergleich stehen dem Tiefbauamt für den Unterhalt der Strassen weniger 

Finanzen zur Verfügung als in anderen Kantonen. Die Kantonsstrassen benötigen kei-

nen Luxusunterhalt, aber einen Unterhalt, welcher einen optimalen, werterhaltenden Zu-

stand ermöglicht. Ob die Zahlen stimmen, kann ich nicht beurteilen. Im Vergleich zum 

schweizweiten Durchschnitt von rund Fr. 70'000.-- pro Kilometer Kantonsstrasse liegt der 

Kanton Thurgau mit Fr. 30'000.-- im sparsamen Bereich. Ich möchte erwähnen, dass der 

Kanton Thurgau auf einer Fläche von 991 Quadratkilometern 800 Kilometer Kantons-

strassen besitzt. Der Kanton St. Gallen besitzt auf 2'026 Quadratkilometern, also einer 

viel grösseren Fläche, 680 Kilometer, also einiges weniger. So gesehen ist es wohl kaum 

realistisch, dass der Kanton Strassen von den Gemeinden übernimmt. Die Thurgauer 

Gemeinden besitzen zudem 200 Kilometer mehr Strassen als der um Einiges grössere 

Kanton St. Gallen. Vielleicht würde es die Unterhaltskosten der Thurgauer Gemeinden 

entlasten, wenn sie ihre Strassenlängen reduzieren, indem sie einige Hundert Kilometer 

überflüssige Gemeindestrassen zurückbauen und, wer weiss, für Kultur-, Natur- oder 

Bauland umnutzen. 

 

Baumann, SVP: Ich danke dem Regierungsrat für die Darstellung der Finanzströme im 

Bereich der Strassenfinanzierung. Ich stelle fest, dass er die Beantwortung der Interpel-

lation gleich auch nutzt, um auf den kontinuierlich steigenden Sanierungsbedarf unserer 
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Kantonsstrassen hinzuweisen. Dasselbe gilt für die Gemeindestrassen. Auch diese wer-

den durch den stetig wachsenden Verkehr, auch Schwerverkehr, zunehmend belastet. 

Für den Unterhalt der Gemeindestrassen ist damit zu rechnen, dass der Finanzierungs-

bedarf in Zukunft steigen wird. Bei genauem Studium der Antwort stelle ich fest, dass ei-

ne solide Berechnungsgrundlage über die tatsächlichen Kostenverhältnisse beim Unter-

halt der Kantonsstrassen im Vergleich zu den Gemeindestrassen fehlt. Eine solide Da-

tengrundlage würde es hier erlauben, fundiert über eine verursachergerechte Verteilung 

der Verkehrssteuern und LSVA-Gelder zu diskutieren. Ich bitte deshalb den Regierungs-

rat, sich Gedanken über die Erarbeitung einer solchen Grundlage zu machen. Solange 

diese Grundlage fehlt, wird der Regierungsrat in Zukunft immer wieder Anfragen aus den 

Gemeinden zu diesem Thema erhalten. Ich gehe davon aus, dass schweizweit bereits 

Grundlagen dazu vorhanden sind, sodass nicht alles neu erarbeitet werden muss. Kan-

tonsrat Hans Peter Grunder hat die Gemeindevertreter angesprochen. Ich bin davon 

überzeugt, dass sich diese hier im Saal ihrer Rolle und ihrer Aufgabe durchaus bewusst 

und konsensorientiert unterwegs sind. Um einen guten Konsens zu erreichen, brauchen 

wir die bereits erwähnten guten Grundlagen. Zu Frage 5: Die Gemeindestrassen gehö-

ren zu den teuersten, aber auch wichtigsten Infrastrukturanlagen. Ähnlich wie bei Hoch-

bauten üblich, bewährt sich hier eine langfristige Unterhalts- und Erneuerungsplanung. 

Ich empfehle den Gemeinden daher, ein Mehrjahresprogramm mit einem Zeithorizont 

von mindestens 15 bis 20 Jahren zu erstellen. Dazu ist es ratsam, für alle Strassen zu-

erst eine professionelle Zustandsanalyse zu erheben. Der Nutzen eines solchen Mehr-

jahresprogrammes liegt in der gleichmässigen Belastung des Finanzhaushaltes. Die 

Strassen dienen aber nicht nur dem Verkehr. Sie sind auch Träger zahlreicher Werklei-

tungen. Auch diese müssen periodisch erneuert werden. Es ist deshalb zu empfehlen, 

auch die Werke in die Erneuerungsplanung mit einzubeziehen und diese zu koordinie-

ren. Ich bestätige den Hinweis des Regierungsrates, dass der Verband Thurgauer Ge-

meinden und das Ressort "Bau & Umwelt" unseres Verbandes für den fachlichen Aus-

tausch über die besten Praktiken zu diesem Aufgabenbereich verfügt und ein gutes Ge-

fäss bildet. 

 

Schnyder, SVP: Eine Schwierigkeit, die sich stellt, ist die Beurteilung der Interpellations-

antwort. Dies wurde bereits angetönt. Je nach Sichtweise, ob mit dem Hut des Kantons-

rates oder jenem des Exekutivmitgliedes einer Gemeinde, fällt die Begeisterung unter-

schiedlich aus. Als Kantonsrätin kann ich die Antwort des Regierungsrates gut nachvoll-

ziehen, und ich empfinde sie mehrheitlich für richtig. Der Kanton ist für seine Strassen 

zuständig, die Gemeinden haben auf ihre zu achten. Die Signalisation wird mehrheitlich 

von den Gemeinden beantragt, der Kanton behält durch seine Bewilligungskompetenz 

die Übersicht. Die Verkehrsabgaben werden gerecht verteilt: Wer mehr zu tun hat, be-

kommt mehr. Ein bisschen mehr Sorgen dürfte sich der Regierungsrat über den Um-

stand machen, dass sich das Strassennetz im Thurgau in den letzten zehn Jahren ge-
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samthaft verschlechtert hat. Der Interventionsanteil in der Antwort 3 zeigt dies auf. Wenn 

ich nun den Hut der Kantonsrätin kurz beiseitelege und die Sichtweise der Gemeindever-

treterin einnehme, sehen die Antworten des Regierungsrates nicht mehr so rosig aus. 

Ich beschränke mich bei meinen Ausführungen auf die Fragen 6 und 8. Die Frage 6 geht 

in dieselbe Richtung wie die im Dezember 2015 eingereichte Interpellation "Schlanke, 

subsidiäre Verfahren bei Verkehrsanordnungen". Es wird ausgelotet, ob bestimmte Sig-

nalisationen auch seitens der Gemeinde verfügt werden könnten. Die Antwort des Regie-

rungsrates wirkt meines Erachtens mutlos. Da wird bei so vielen Themen  - wohlgemerkt 

nur dort, wo es in den Kram passt -  die Gemeindeautonomie hochgehalten. Die Ge-

meinden sind selbständig, sie sind autonom, sie sind stark und sollen selbst entscheiden 

und gewisse Sachen in ihren Reglementen festhalten und durchsetzen. Wenn es aber 

um Verkehrsanordnungen geht, könnten die Bauverwalter zu wenig gut ausgebildet sein, 

um korrekte Verfügungen zu formulieren. Es könnte zu einer Beschilderungsflut kom-

men, wenn der Kanton nicht den Finger darauf hält. Ich bitte den Regierungsrat, den 

Gemeinden auch in dieser Frage etwas zuzutrauen. Wenn eine Behörde wirklich einmal 

einen Fehlentscheid trifft, wird die Bevölkerung rasch und lautstark reagieren. Der Regie-

rungsrat sollte nicht vergessen, dass die Handlungen der Gemeindebehörden permanent 

durch die Bürgerinnen und Bürger überwacht, kommentiert und wenn nötig kritisiert wer-

den. Für die Signalisation von Flur- und Gemeindestrassen könnte man wirklich eine 

Gesetzesänderung vorsehen. Das seit 1. Januar 2015 recht schwerfällige Einwendungs-

verfahren, welches eine weitere öffentliche Auflage hervorbrachte, ist nun wirklich nicht 

das Ei des Kolumbus. Persönlich erhoffe ich mir aus der Bearbeitung der Motion Tobler, 

welche am 7. Januar 2015 erheblich erklärt wurde, einen bürgernahen, klaren und pra-

xistauglichen Vorschlag einer Gesetzesanpassung. Meines Erachtens ist dem Regie-

rungsrat bei der Antwort zur letzten Frage die Lust am Schreiben vergangen. Eine Ober-

flächenbehandlung einer kilometerlangen Überlandstrasse kann rasch einmal die 

100'000-Franken-Grenze erreichen. Weshalb sollten ausgerechnet die ländlich gepräg-

ten und meist finanzschwächeren Gemeinden einen solchen Aufwand in der Erfolgs-

rechnung verbuchen und direkt abschreiben? Erfreulich ist hier die Tatsache, dass die 

Gemeinden finanztechnisch innerhalb des gesetzten Rahmens der Verordnung über das 

Rechnungswesen autonom handeln können. Sie werden bestimmt selbst gute Lösungen 

finden. Nun wechsle ich wieder die Sichtweise und schlüpfe korrekterweise zurück in die 

Rolle der Kantonsrätin. 

 

Somm, CVP/GLP: Ich bedanke mich beim Regierungsrat für die sehr gute Beantwortung 

der Interpellation. Meines Erachtens ist sie aber nicht ganz ausreichend. Immerhin bietet 

die Antwort eine sehr gute Entscheidungsgrundlage für die Diskussion über die "Milch-

kuh-Initiative". Quintessenz der Beantwortung ist es, dass es ohne allgemeine Steuermit-

tel nicht möglich ist, das Kantons- und Gemeindestrassennetz zu unterhalten. Es würde 

auch nichts daran ändern, wenn sämtliche zweckgebundenen Gelder in den Strassen-
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bau fliessen würden, weil die Mineralölsteuer im Kanton Thurgau 13 Millionen Franken 

ausmacht. Nicht diese, sondern die Motorfahrzeugsteuereinnahmen sind der grosse 

Brocken. Der Kanton ist aufgrund des Gesetzes über Strassen und Wege verpflichtet, 

sämtliche Investitionen und Kosten für den Betrieb und den baulichen Unterhalt seiner 

Strassen aus zweckgebundenen Geldern zu finanzieren. Er kann nicht anders, denn er 

darf keine allgemeinen Steuermittel für seine Kantonsstrassen einsetzen. Deshalb ist es 

wichtig, dass die Mittel für das Kantonsstrassennetz ausreichen. Dem Kanton stehen für 

den Betrieb, den Bau und den Unterhalt seiner 800 Kilometer Strassen jährlich ca. 

65 Millionen Franken zur Verfügung, den Gemeinden für ihre 2'200 Kilometer lediglich 

die von Kantonsrat Fritz Zweifel als kläglich bezeichneten 15 % der Motorfahrzeugsteu-

ern. Ich habe während der Vorbereitung auf das vorliegende Geschäft den Kantons-

ingenieur Andreas Heller besucht. Er hat mir einige sehr interessante Zahlen präsentiert. 

Beispielsweise beläuft sich der gesamte Wert des ganzen Kantonsstrassennetzes auf 

2,2 Milliarden Franken. Es ist üblich oder nötig, 1 % bis 2 % dieses Wertes pro Jahr in 

den baulichen Unterhalt zu stecken. Das heisst, dass der Kanton jährlich 22 Millionen bis 

44 Millionen Franken investieren sollte. Dies macht er nicht, sondern investiert weniger in 

den baulichen Unterhalt. Der Kantonsingenieur hat mich auch darüber informiert, dass 

eine Strasse gemäss Statistik in den ersten 38 Betriebsjahren 40 % und in den nächsten 

sechs Jahren noch einmal 40 % an Wert verliert. Ob dies trennscharf wirklich so benannt 

werden kann, bleibe dahingestellt. Sicher ist: Wenn ein gewisser Zeitpunkt verpasst wird, 

um eine Strasse zu sanieren, wird es richtig teuer. So gesehen spricht Vieles dafür, dem 

Kanton die Gelder nicht zu kürzen und das Kantonsstrassennetz wirklich gut und laufend 

zu sanieren. Meines Erachtens gibt es in der Beantwortung trotzdem einen Widerspruch. 

Der Regierungsrat erklärt, dass der Investitionsbedarf in den letzten zehn Jahren von 

12 % auf 30 % gestiegen sei. Diese Zahl wäre wirklich sehr alarmierend, und wir müss-

ten den Kanton auffordern, unbedingt mehr Geld in den baulichen Unterhalt zu investie-

ren. Gleichzeitig sagt mir aber ein Blick in den Finanzplan, dass die liquiden Mittel im 

kantonalen Strassenbau vor der Rechnung 2014 16 Millionen betragen haben und ge-

mäss Finanzplan im Jahr 2019 34 Millionen Franken betragen werden. Da habe ich Ver-

ständnis für die Gemeinden, wenn sie sich beklagen, dass sie der Kanton ungenügend 

an den zweckgebundenen Geldern partizipieren lasse, obwohl genügend Geld vorhan-

den ist. Ich stelle die Forderung an unsere Baudirektorin, entweder die Gelder zu ver-

wenden und den Interventionsanteil von 30 % kontinuierlich bis auf 5 % zu reduzieren 

oder mehr Mittel an die Gemeinden weiterzuleiten. Allerdings habe ich dann kein Ver-

ständnis für die Forderung der Interpellanten, die LSVA-Verteilung neu aufzugleisen. 

Den Teiler der Motorfahrzeugsteuer von 15 % könnte man problemlos auf 20 % oder 

25 % erhöhen. Dies würde allerdings zu einer politischen Diskussion führen. Eine An-

passung der LSVA würde zu einem Bumerang für die Gemeinden führen, weil sie mehr 

Kosten im öffentlichen Verkehr und bei der Erschliessung zu erwarten hätten. Ich wün-

sche mir zudem vom Regierungsrat, dass die Strassenbaurechnungen transparenter 
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dargestellt werden. Man muss schon einen Doktortitel tragen und einige Jahre Verwal-

tungsökonomie studiert haben, um eine relativ einfache Materie derart intransparent dar-

stellen zu können, wie dies bei unserer Strassenbaurechnung der Fall ist. Die Unterstel-

lung in das HRM2-Modell mit der Aktivierung von Strassen hat dazu geführt, dass alles 

noch etwas undurchsichtiger geworden ist. Ich stelle mich gerne zur Verfügung, um 

Ideen für eine bessere Buchhaltungsdarstellung zu liefern, die politische und betriebs-

wirtschaftliche Rückschlüsse zulassen. 

 

Tobler, SVP: Bereits vor 18 Jahren diskutierten wir über das Thema der Finanzierung 

des Unterhaltes von Gemeindestrassen. Bis dahin finanzierten die Gemeinden ihren 

Strassenunterhalt vollumfänglich mit allgemeinen Steuermitteln. Ich erinnere mich an die 

damaligen intensiven Diskussionen. Der Regierungsrat liess sich dazu bewegen, einen 

Teil der Motorfahrzeugsteuern an die Gemeinden weiterzuleiten. Nicht jede Gemeinde 

erhält gleichviel. Es gibt einen Verteilschlüssel. Je nach Gemeinde erhält man rund 10 % 

bis 20 %. Dies hat insbesondere mit der Struktur der Gemeinde zu tun. Grundsätzlich 

werden die Gemeindestrassen wie die Kantonsstrassen von Fahrzeugen befahren, wel-

che Motorfahrzeugsteuern, Treibstoffzölle oder die LSVA bezahlen. Auch die Gemein-

destrassen generieren zweckgebundene Steuern. Der Kanton zieht die Steuer ein und 

setzt die Mittel bei den Kantonsstrassen ein, weil er dazu verpflichtet ist, seine Strassen 

zu unterhalten. Es ist richtig, dass die Gemeindestrassen vermutlich mehr von Fussgän-

gern und Velofahrern benutzt werden als die Kantonsstrassen. Sie sind aber nicht die 

Verursacher der Abnutzung. Eine neue Auslegeordnung ist durchaus angezeigt, vermut-

lich auch angebracht, weil sich die Verhältnisse in der Zwischenzeit geändert haben. Es 

wurde verschiedentlich bereits darauf hingewiesen. Die Leistungen der Gemeinden 

müssen korrekt bewertet und beurteilt werden. Meines Erachtens ist das sehr wichtig. Es 

genügt nicht, einfach die Gesamtflächen der Gemeinden zu berechnen. Es gibt unter-

schiedliche Siedlungsstrukturen. Mit den heutigen Möglichkeiten der Geoinformatik kann 

die Strassenlänge oder die Strassenfläche sehr einfach berechnet werden. Wenn wir ei-

ne verursachergerechte Verteilung anstreben, kommen wir voraussichtlich auf einen an-

deren Teiler. Besonders auf den Gemeindestrassen ist die Belastung in den letzten Jah-

ren gestiegen. Das GPS ermöglicht kürzeste Wege. Fast alle Fahrzeuge und insbeson-

dere der Schwerverkehr sind heute mit einem solchen Gerät ausgerüstet. In früheren 

Diskussionen wurde von rund 3'000 Kilometer Gemeindestrassen gesprochen. Der Re-

gierungsrat will offenbar nicht genau wissen, wie viele es sind. Das ist eigenartig. Jähr-

lich müssen unzählige Erhebungen und Statistiken ausgefüllt und abgegeben werden. 

Es wäre möglich gewesen, die Daten der Gemeinden einmal zu erheben. Zur Nutzungs-

dauer: Der Regierungsrat geht in seiner Antwort von 40 Jahren aus. Meines Erachtens 

ist dies eine Illusion. Ich weiss, dass einige Regierungsräte früher in einem Gemeinderat 

mitgearbeitet haben. Wenn wir die Gemeindestrassen in dieser Zeit abschreiben wollen, 

führt das zu einer langfristigen, unverantwortbaren Verschuldung der Gemeinde. Diese 
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Verantwortung möchte ich nicht mittragen. Ich bin davon überzeugt, dass das Paket zur 

Finanzierung des Unterhaltes der Gemeindestrassen aufgrund der geänderten Gege-

benheiten neu beurteilt werden muss. 

 

Dransfeld, SP: Ich spreche namens der SP-Fraktion. Die Interpellation spricht ein inte-

ressantes Thema an. Die Beantwortung ist aufschlussreicher als der Vorstoss. Wir brau-

chen und nutzen die Strassen täglich. Sie dienen nicht nur der Wirtschaft, sondern unse-

rem ganzen Leben, der Bildung, der Gesundheit, der Kultur und vielen anderen Zwe-

cken, wie beispielsweise dem Transport eines Kantonsrates vom Untersee in das etwas 

abgelegene Weinfelden. Unsere Mobilität steigt laufend. Wie wir lesen konnten, wirkt 

sich dies auf die Strassen aus, die innert zehn Jahren fast 30 % mehr Verkehr aufwei-

sen. Damit ist Aufwand in Erstellung und Unterhalt verbunden, der auf mehreren Schul-

tern ruht. Dem Prinzip der Subsidiarität folgend wird von Korporations- über Gemeinde- 

zu Kantons- und Nationalstrassen jeweils nur so viel wie nötig, aber so wenig wie mög-

lich der nächst grösseren Körperschaft übertragen. Das macht Sinn, da grosse Gebilde 

bekanntlich oft weniger effizient und weniger bürgernah sind. Die Vorstösser stellen fest, 

dass Gemeindestrassen vergessen gehen, man sich vor deren Unterhalt drücke und die 

Strassen langsam zerfallen würden. Das mag in Langrickenbach, Wuppenau oder Müns-

terlingen der Fall sein. Zumindest in Ermatingen konnte ich dies jedoch nicht beobach-

ten. Während acht Jahren war ich dort Verkehrsminister. Wir streiten uns gelegentlich 

über Schnellstrassen und Tunnels. Ich bin aber davon ausgegangen, dass wir uns über 

den relativ guten Zustand unserer Strassen einig sind. Die Interpellanten sprechen von 

einer Verschiebung der Aufgaben an den Kanton und bitten ihn um Rat. Dem kann ich 

als ehemaliger Gemeinderat nicht folgen. Wir waren damals stolz, die Dinge selbst in die 

Hand nehmen zu können. Wir wollten uns nicht dreinreden lassen. Dass die Lasten auf 

der Schiene und auf der Strasse höher werden, ist verständlich. Wir leisten uns eine 

enorme Mobilität. Nicht immer verursachen nur die anderen den Verkehr, manchmal sind 

wir es selbst. Sich gegenseitig die Aufgaben zuzuschieben, macht wenig Sinn. Bezahlen 

müssen wir am Schluss doch alle gemeinsam. Der Bund, die Kantone, die Gemeinden 

und die Korporationen müssen die Last der Strassen bezahlen, wohlwissend, dass diese 

massiv gestiegen ist. Es wäre durchaus interessant, die Lasten etwas zu reduzieren. Da-

für gibt es zwei Möglichkeiten: Zum einen das Zurückfahren der Mobilität, welches ich 

ohne Verzicht auf Wohlstand und Lebensqualität durchaus für möglich halte. Gerade wir 

"Gewerbler" sind dabei die grössten "Belaster" der Strassen. Wie wir lesen konnten, ist 

die Belastung bei einem Lastwagen 10'000 Mal höher als bei einem Personenwagen. 

Das Gewerbe ist gefordert, mit weniger Lastwagenfahrten erfolgreich zu wirtschaften. 

Wenn der Kanton vermehrt regionale Anbieter berücksichtigen würde, könnte er dazu 

seinen Beitrag leisten. Zum anderen können wir die Last reduzieren, indem wir den Qua-

litätsstandard etwas hinterfragen. In einem Land, welches einen Kilometer Luftlinie von 

meinem Wohnort entfernt liegt, nimmt man es mit der Perfektion etwas gelassener. Ich 
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glaube nicht, dass dies ernsthafte Nachteile hat. Wir freuen uns über die guten Strassen, 

über die wir verfügen und danken den Verantwortlichen auf allen Stufen, die sich darum 

kümmern. Wir sollten die Subsidiarität erhalten, gemeinsam den nötigen Aufwand tra-

gen, die Strassen schonen und den Standard hinterfragen. Auch wenn in Langricken-

bach, Wuppenau oder Münsterlingen eine Maut eingeführt werden sollte, werde ich die-

se Gemeinden trotzdem besuchen. Je nach Tarifgestaltung werde ich allerdings mit dem 

Velo anreisen. 

 

Gantenbein, SVP: Wie ich bereits an der letzten Sitzung erwähnt habe, hat der Bundes-

rat die Kantone explizit dazu aufgefordert, ein gemeinschaftliches Denken an den Tag zu 

legen, wenn es um Abgeltungszahlungen aller Leistungsersteller geht. Zur Erinnerung: 

Wir sprechen hier nicht von Kantonssteuergeldern, sondern von Strassenverkehrssteu-

ern, LSVA-Geldern usw., welche verursachergerecht für alle eingesetzt und verteilt wer-

den sollen. Ich bitte den Regierungsrat, sich dem Anliegen dringend und fundiert anzu-

nehmen. Die Interpellanten haben nicht die konkrete Forderung gestellt, dass die Stras-

senverkehrssteuern verdoppelt werden müssen. Wir haben darum gebeten, dass eine 

Auslegeordnung aller verursachergerechten Einnahmen gemacht werden soll. Ich bitte 

den Regierungsrat, dazu Gemeindevertreter und den Verband Thurgauer Gemeinden ins 

Boot zu holen. Es geht hier wirklich um eine Auslegeordnung, damit man in die Zukunft 

blicken und das Thema abhaken kann. Es schwebt ein Unbehagen im Raum. Die Kan-

tonsvertreter haben auf den ganzen Kanton zu achten. Es soll nicht nach Erpressung 

klingen, aber es werden sonst ganz konkrete Vorstösse eingereicht werden. Die Fronten 

werden verhärtet und es gibt vermehrt böses Blut. Ich danke dem Regierungsrat, wenn 

er dem Rechnung trägt. 

 

Regierungsrätin Haag: Ich bedanke mich für die engagierte Diskussion. Ich stelle fest, 

dass Sie heute vor allem die LSVA, die Motorfahrzeugsteuer und die Mineralölsteuer be-

trachtet und den Finanzausgleich fast komplett ausser Acht gelassen haben. Das Stras-

sennetz der Gemeinden fliesst in den strukturellen Lastenausgleich des Finanzausglei-

ches ein. Besondere Lasten sind in der Vergangenheit auch im Zusammenhang mit 

Strassen separat abgegolten worden. Dies wurde erwähnt. Kantonsrat Paul Koch hat ei-

nen Vergleich mit anderen Kantonen verlangt. Diesen möchte ich heute nachliefern. Wir 

haben die Kantone Aargau, Bern, Luzern, Nidwalden, St. Gallen, Schaffhausen, Solo-

thurn und Schwyz betrachtet. Ich gebe gerne bekannt, dass diese Kantone die LSVA 

zwischen 70 % und 100 %, im Durchschnitt zu 88 % bei sich behalten, währenddem der 

Kanton Thurgau 45 % behält. Dieselben Kantone behalten zwischen 70 % und 100 % 

der Motorfahrzeugsteuer bei sich, im Durchschnitt 91 %, währenddem der Kanton Thur-

gau lediglich 75 % bei sich behält. Im interkantonalen Vergleich sind wir sehr zurückhal-

tend mit dem, was wir beim Kanton behalten. Es wurde der Nationalstrassen- und Ag-

glomerationsverkehrs-Fonds angesprochen, der am 15. März im Ständerat behandelt 
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wird. Da wird zwar zusätzliches Geld für den Individualverkehr gesprochen, damit wer-

den aber insbesondere auch die Agglomerationsprogramme, die in den Gemeinden sehr 

wichtig sind, unterstützt. Bei der Finanzierung des Netzbeschlusses wird der Kanton 

Thurgau zwar längerfristig profitieren, aber auch jährlich von Mindereinnahmen betroffen 

sein. Unsere Strassen haben einen Wiederbeschaffungswert von 2,2 Milliarden Franken. 

Der Anteil der Strassen, die einen guten oder mittelguten Zustand aufweisen, hat sich in 

den letzten Jahren leider von 88 % auf 79 % verringert. Dies haben wir geschrieben, und 

es wurde auch erwähnt. Der Sanierungsbedarf beträgt heute 140 Millionen Franken oder 

250 Kilometer, um dieses Niveau halten zu können und insbesondere um dem Investiti-

onsschub der 70er Jahre dieser Strassen, die nach 40 Jahren saniert werden müssen, 

gerecht zu werden. Es werden mehr Mittel notwendig sein. Kantonsrat Klemenz Somm 

hat die liquiden Mittel des Fonds angesprochen. Diese würden wir gerne brauchen. Wir 

müssen aber im Auge behalten, dass wir der Ausgabenstabilisierung des Gesetzes über 

den Finanzhaushalt des Staates nicht in die Quere kommen und dem gerecht werden. 

Die Kantonsstrassen, für die wir viele Gelder zurückbehalten, liegen in Ihrem Gemeinde-

gebiet. Sie sind die wichtigsten Verkehrsverbindungen in Ihrem Gemeindegebiet. Es 

wurde auch der Langsamverkehr angesprochen. Derzeit erarbeiten wir das Langsam-

verkehrskonzept. Es ist unbestritten, dass die Strassen für die Gemeinden eine grosse 

Belastung darstellen. In den letzten 10 bis 20 Jahren wurden die Gemeinden sukzessive 

entlastet. Wir haben die Zahlen in der Beantwortung aufgeführt. Die Gemeinden ver-

zeichneten durchwegs positive Rechnungsabschlüsse, währenddem der Kanton etwas 

knapper budgetieren musste. Ich bin davon überzeugt, dass der Kanton über ein austa-

riertes System verfügt. Wir können nicht einfach an einer Schraube drehen. Wenn wir 

das System an die Hand nehmen, müssen wir sämtliche Stellschrauben überprüfen. Die 

Wünsche nach einer detaillierten und Leistungsüberprüfung konformen Analyse der 

Strassenausgaben sowie einer neuen oder einfacheren Darstellung der Strassenrech-

nung habe ich mir notiert, soweit ich diese nachvollziehen kann. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

Präsident: Das Geschäft ist erledigt. 
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5. Motion von Barbara Kern und David Blatter vom 11. März 2015 "Änderung Ge-

setz über die Gemeinden" (12/MO 35/340) 

 

Beantwortung 

 

Präsident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Ich eröffne die Diskus-

sion. Das Wort haben zuerst die Motionäre. 

 

 

Diskussion 

 

Kern, SP: Auch wenn wir mit dem Inhalt der Beantwortung nicht einig gehen, bedanken 

wir uns beim Regierungsrat vor allem für den staatspolitischen Rückblick der Reorgani-

sation der Gemeinden in unserem Kanton. Mit der Ablehnung unserer Motion unterliegt 

der Regierungsrat dennoch einem Irrtum. Unsere Motion verlangt kein Minimum der An-

zahl der Behördemitglieder, wie der Regierungsrat zu Beginn der Ausgangslage postu-

liert. § 17 soll mit einer Kann-Formulierung ersetzt werden, damit die Gemeinden die 

Möglichkeit erhalten, ihre Behörde ausserhalb der vorgegebenen Zahl zu gestalten und 

zu formieren. Obwohl der Regierungsrat unter Punkt 1 seiner Beantwortung eine Ände-

rung der Behördenorganisation als nötig erachtet, lehnt er eine Motion ab, welche dieses 

Problem angehen will. Die Lösung liegt auf dem Tisch. Damit jede Gemeinde eine ihr 

entsprechende Lösung finden kann, braucht es die Gesetzesänderung. Es kommt nicht 

von ungefähr, dass die Motion von zwei Exekutivmitgliedern der Stadt Kreuzlingen ein-

gereicht wurde. Innerhalb der Gemeindeorganisation in Kreuzlingen wurde auch über die 

Verkleinerung des Stadtrates von fünf, wovon vier im Teilzeitpensum tätig sind, auf drei 

vollamtliche Stadträte diskutiert. Aufgrund § 17 des Gesetzes über die Gemeinden war 

dies aber leider nicht möglich. Deshalb sind wir der Meinung, dass eine kann-

Formulierung im Gesetz die einzig richtige Lösung ist. Wir sind uns jedoch auch be-

wusst, dass solche Behördenorganisationen momentan nur für Gemeinden in Frage 

kommen, welche über ein Parlament verfügen. Vielleicht hätte dies auch Inhalt unserer 

Motion sein müssen. Wir sind jedoch der Meinung, dass die Gemeindeautonomie auch 

in einem Gesetz gewahrt werden muss, und wir sind davon ausgegangen, dass § 17 

entsprechend angepasst wird, damit auch kleine Gemeinden die Möglichkeit haben, ihre 

Organisation zu überdenken. Es ist eine Tatsache, dass Gemeinden vermehrt Probleme 

haben, ihre Exekutive zu besetzen. Dies erwähnt selbst der Regierungsrat in seiner Ant-

wort unter Punkt 1 und Punkt 2. In der heutigen Zeit ist die Bewältigung eines 50 % oder 

60 % Mandates und einer zusätzlichen Anstellung von 40 % in der Wirtschaft fast nicht 

möglich, weil die Arbeitgeber noch nicht bereit sind, diese Art des Milizsystems zu ak-

zeptieren und eine Teilzeitarbeit für Exekutivmitglieder zu ermöglichen. Man kann ein 

Amt nicht nur besetzen, sondern man muss es auch führen. Der Regierungsrat betont 
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fast täglich in den Medien, dass es nötig sei, dass die Gemeinden eine Reorganisation 

angehen. Er fordert die Gemeinden dazu auf, dies zu tun. Dies war für David Blatter und 

für mich ein Grund, eine Gesetzesänderung zu fordern, weil wir der Meinung sind, dass 

sich etwas ändern muss. Dabei soll das starre Korsett der Gemeindeautonomie mit den 

fünf Behördemitgliedern aufgebrochen werden. Es ist an der Zeit, die Behördenorganisa-

tion zu überdenken. Wir können dies tun, indem Sie unsere Motion erheblich erklären. 

 

Rüegg, GP: Bis 2011 gehörte ich während 24 Jahren dem Gemeinderat in Kreuzlingen 

an. So sind auch mir die schwierigen Bedingungen bekannt, mit denen Teilzeitexekutiv-

mitglieder in einer grösseren Stadt zu kämpfen haben. Wenn sie den Ansprüchen ihres 

Amtes nur einigermassen gerecht werden wollen, müssen sie wesentlich mehr Arbeit 

und auch Zeit aufwenden, als dies die Pensen von 30 %, 40 % oder in Kreuzlingen aktu-

ell 60 % vorsehen. Damit werden diese Ämter immer mehr zu einem "Stressjob", der es 

schwierig macht, daneben auch noch einer weiteren Tätigkeit im Rahmen der so ge-

nannten freien Arbeitszeit nachzugehen. Ich verzichte auf weitere Ausführungen, weil die 

Motionärin diese bereits erwähnt hat. Nach der Erhöhung auf 60 % wird die Schwierig-

keit noch grösser, die Zeit anders auszufüllen. Jene Personen mit einem solchen Pen-

sum in Kreuzlingen müssen sich damit und mit den entsprechenden Einnahmen zufrie-

dengeben. Deshalb wollte man in Kreuzlingen eine Behörde mit drei Exekutivmitgliedern 

mit einem Pensum von je 100 % realisieren. In der Nachbarstadt Konstanz ist dies seit 

Jahrzehnten schon der Fall. Die Absicht scheiterte bereits beim Gedanken an die gel-

tende Thurgauer Gesetzgebung. Deshalb soll diese jetzt geändert werden. In seiner 

Antwort schildert der Regierungsrat die Vor- und Nachteile ausführlich und nachvollzieh-

bar, wenn Exekutivbehörden von fünf auf nur noch drei Mitglieder reduziert werden. Un-

sere Fraktion führte eine längere Diskussion. Selbst wenn keine Ausfälle zu verzeichnen 

sind, kann es in einem 3er Kollegium sehr schnell zur Kumpanei oder zu Entscheiden 

kommen, die einer Gesellschaft, wie sie in unseren Städten und Gemeinden lebt, nicht 

mehr gerecht werden. Die Auseinandersetzungen und Konflikte zwischen der Exekutive 

auf der einen und Parlament und Gemeindeversammlung oder Bürgergruppen auf der 

anderen Seite könnten sich massiv verschärfen. Bei so wenigen Sitzen kann es zudem 

nach Wahlen zu unglücklichen Konstellationen kommen, die zu einer ungesunden 

Machtballung führen können und wichtige politische Parteien oder Gruppierungen bei 

der Entscheidungsfindung im Detail ausgeschlossen werden. Dies kann zu Vorlagen füh-

ren, die von den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern nicht ausreichend verstanden und 

nicht mitgetragen werden und damit infolge Verunsicherung häufiger am Volksmehr 

scheitern. Im Namen unserer Fraktion bitte ich Sie, die Motion nicht erheblich zu erklä-

ren. 

 

Wehrle, FDP: Namens der FDP-Fraktion danke ich dem Regierungsrat für die gute Aus-

legeordnung und die Begründung. Wir können nachvollziehen, was den Regierungsrat 
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bewogen hat zu beantragen, die Motion nicht erheblich zu erklären. Dabei war die Ent-

stehungsgeschichte zum Thema interessant zu lesen, welche Anzahl der Mitglieder in 

der Thurgauer Gemeindebehörde die richtige sei, also ob drei, fünf, sieben oder mehr 

Mitglieder. Ich stelle fest, dass das heutige Thema nicht neu ist. Schon vor rund 25 Jah-

ren, nach der Ablösung des Gemeindedualismus und bei der Ausarbeitung des neuen 

Gesetzes über die Gemeinden, war dies ein Diskussionspunkt. Mindestens in zwei Punk-

ten ist die Ausgangslage heute etwas anders. 1. Mit der Senkung auf mindestens drei 

Personen wollte man damals den kleinen Gemeinden entgegenkommen. Heute wird das 

Problem aus einer Stadt an uns herangetragen. 2. Die Erhöhung der Pensen sowie die 

Höhe der Entlöhnung der Ämter haben einen Einfluss auf die Rekrutierung von Perso-

nen. Wurden die Exekutivämter in den Gemeinden damals noch mehrheitlich im Neben-

amt geleistet und mit einem Sitzungsgeld oder allenfalls einer einfachen Entschädigung 

abgegolten, werden heute ansehnliche Entschädigungen bis sehr gute Honorare ausge-

richtet. Dies hat einen Einfluss, wie die Amtsinhaber je nach Pensum einen markanten 

Teil ihres Lebensunterhaltes verdienen, wie lange sie im Amt bleiben, auf ihr persönli-

ches Engagement usw. Dies ist nicht nur in grossen, sondern zunehmend auch in mittle-

ren oder kleineren Gemeinden der Fall. Die Frage, die sich heute stellt, ist dieselbe ge-

blieben: Können wir mit der gewünschten Gesetzesänderung, das heisst, wenn nur noch 

drei Personen zur Führung einer Gemeinde erforderlich sind, Rekrutierungsprobleme lö-

sen? Nein. Zugegeben, die Suche nach geeigneten Kandidaten ist aus unterschiedlichs-

ten Gründen in kleinen wie in grossen Gemeinden schwieriger geworden. Es ist aber nur 

in wenigen Fällen zu echten Problemen gekommen und dies überwiegend aufgrund per-

soneller Zwistigkeiten. Ich denke beispielsweise an die Gemeinden Güttingen, Münchwi-

len, Salmsach oder aktuell Tobel-Tägerschen. Ob dies am Wohnort der Motionäre auch 

so ist, kann ich nicht beurteilen. In diesen schwierigen Situationen haben nicht strukturel-

le Änderungen oder gar eine kleinere Anzahl der Behördemitglieder zur Beruhigung der 

Lage beigetragen. Nein, besonnene Mitbürger und engagierte neue Amtsträger, die ihre 

Aufgabe an der Öffentlichkeit nicht nur als Job sahen, haben die Situation gemeistert. Im 

Nachhinein betrachtet darf man sogar feststellen, dass die Gemeindeautonomie in den 

heiklen und hausgemachten Situationen letztlich funktioniert hat, auch wenn diese da 

und dort erdauert werden musste. Dies kann man doch auch positiv betrachten. So ge-

sehen könnte man nun dazu verleitet werden, die Frage zu stellen, ob wir es den Ge-

meinden und Städten überlassen können, nach welchem System und mit welcher Anzahl 

Behördemitglieder sie sich von ihrer Exekutive führen lassen wollen. In unserer Fraktion 

geht die Meinung zu dieser Frage ziemlich auseinander. Eine knappe Mehrheit ist der 

Ansicht, dass aufgrund der Machtkonzentration und den Schwierigkeiten bezüglich der 

Auswahl und Beschlussfähigkeit auf ein Triumvirat zu verzichten sei. Der Regierungsrat 

zeigt in seiner Antwort die Knackpunkte auf. Die Gemeinden oder Städte würden sich vo-

raussichtlich noch ganz andere Probleme einhandeln, als das Rekrutierungsproblem zu 

lösen. Es gibt noch einen weiteren Punkt zu beachten: Der gelebten Demokratie wollen 
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wir unsere Aufmerksamkeit schenken. Diese wollen wir nicht durch eine so genannte 

Professionalisierung mit einer zu einseitigen Machtausübung aushebeln. Für die Thur-

gauer ist es wichtig, sich im Gemeinderat oder in der Schulbehörde vertreten zu fühlen, 

sei dies in Bezug auf die politische Meinung bezüglich der Vertretung von Ortsteilen, Ge-

schlecht, Alter oder vielem mehr. Dies trifft sowohl auf die Landgemeinden wie auch auf 

die nicht wirklich grossen Städte im Thurgau zu. Die FDP-Fraktion ist mehrheitlich für 

Nichterheblicherklärung der Motion. 

 

Brühwiler, SVP: Namens der SVP-Fraktion bedanke ich mich beim Regierungsrat für 

die unmissverständliche Antwort auf die Motion. Die Erwägungen des Regierungsrates 

entsprechen den Überlegungen einer grossen Mehrheit der SVP-Fraktion. Wir unterstüt-

zen weiterhin eine Mindestgrösse der Gemeindebehörde von fünf Mitgliedern. Mit dem 

Argument, dass die Rekrutierung von fähigen und kompetenten Personen für die ver-

schiedenen politischen Ämter immer schwieriger werde, wollen die Motionäre mehr Pro-

fessionalität in die Kommunalpolitik hineinbringen. Sie wollen, dass es den Gemeinden 

überlassen wird, die für sie richtige und passende Organisationsstruktur zu finden. Der 

Regierungsrat geht in seiner Antwort vor allem auf das erste Anliegen ein und erläutert 

deutlich die Vorteile, vor allem aber die Nachteile bei einer Reduktion der Anzahl der 

Exekutivbehördemitglieder. Beispiele: Bei einer dreiköpfigen Behörde wäre bei der 

kleinsten Absenz sofort die Beschlussfähigkeit in Frage gestellt. Rücktritte während der 

Amtsdauer seien bei fünf- bis siebenköpfigen Behörden eher zu verkraften. Längere Va-

kanzen müssten bei einer dreiköpfigen Behörde irgendwie und unter grossem Aufwand 

gelöst beziehungsweise abgedeckt werden. Mit der Reduktion der Anzahl der Exekutiv-

mitglieder würde es schwierig werden, die unterschiedlichen Bevölkerungsschichten, 

Parteienstärken, Parteiinteressen usw. angemessen abzubilden. Eine Machtkonzentrati-

on, vor allem bei mittleren oder kleineren Gemeinden, würde bewusst in Kauf genom-

men. Diese Machtbündelung würde innerhalb des Gremiums stattfinden, in welchem der 

Rolle des Vorsitzenden bereits heute eine besondere Bedeutung zukomme, welchem 

durch eine grössere Anzahl souveräner Mitglieder ein gewisses Gegengewicht entge-

gengestellt werden könne. Das zweite Anliegen der Motionäre, durch die Gesetzesände-

rung den Gemeinden zu ermöglichen, ihre Organisationsstrukturen selbständig zu wäh-

len und anpassen zu können, beantwortet der Regierungsrat nur marginal. Auch ich bin 

für die Gemeindeautonomie, und ich unterstütze eine grösstmögliche Eigenständigkeit 

der Gemeinden. Es kann nun aber wirklich nicht das Ziel sein, dass in unserem Kanton 

am Schluss 40, 50 oder 60 verschiedene Organisationsformen bestehen. Als Exekutiv-

mitglied der Stadt Arbon ist mir die Nähe zum Bürger ein grosses Anliegen. Meine jahre-

lange Tätigkeit als Poststellenleiter war der eigentliche Grundstein für meine politische 

Karriere. Damals hiess die Devise: "Im Dienst für den Kunden." Heute verstehe ich mein 

Amt als einen Auftrag, den Bürgerinnen und Bürgern zu dienen. Arbons Exekutive um-

fasst das Stadtpräsidium mit 100 % sowie vier nebenamtliche Stadträte mit jeweils 25 %. 
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Dies entspricht rund 200 Stellenprozenten. Hinzu kommen verschiedene ausserordentli-

che Diäten. Würde es mit einer Professionalisierung günstiger werden? Wohl kaum, 

denn um die Verantwortung der Berufspolitiker zu gewährleisten, müssten ihnen juris-

tisch ausgebildete Sekretäre oder persönliche Mitarbeiter zur Seite gestellt werden. Die 

Stadtratswahlen in Arbon waren in den letzten Jahren mit einer grossen Auswahl an 

Kandidatinnen und Kandidaten immer hart umkämpft; von Rekrutierungsschwierigkeiten 

also keine Spur. Ich danke dem Regierungsrat auch dafür, dass er in seiner Antwort auf 

die Veränderungen der letzten Jahre hinweist. Nämlich auf die falschen Vorstellungen 

einzelner Leute, die sich für ein Exekutivamt zur Verfügung stellen, auf den oft fehlenden 

Durchhaltewillen einzelner Exekutivmitglieder und die damit verbundenen vorzeitigen 

Rücktritte oder auf die zunehmende, teils massive Kritik aus der Bevölkerung gegenüber 

den Exekutivmitgliedern. Diese Veränderungen bereiten mir Sorge. Es gilt, sie im Auge 

zu behalten, damit die Tätigkeit in einer Behörde wieder mehr Lust und weniger Frust 

auslöst. Ausgangspunkt einer funktionierenden Verwaltungstätigkeit in einer Gemeinde 

ist für den Regierungsrat wie auch für mich ein beschlussfähiger Gemeinde- oder Stadt-

rat. Es liegt auf der Hand, dass bei einer fünf- oder siebenköpfigen Behörde ein Ausfall 

eines Behördemitgliedes weniger stark ins Gewicht fällt als bei einem dreiköpfigen Gre-

mium. Ich leiste lieber einen hundertprozentigen Einsatz für ein 25 % Amt als umgekehrt. 

Im Namen der SVP-Fraktion bitte ich Sie, die Motion nicht erheblich zu erklären. 

 

Dransfeld, SP: Die vorliegende Motion betrifft unterschiedliche und ernstzunehmende 

Fragen. Es geht um die Rekrutierung geeigneter Exekutivpolitiker für unsere Gemeinden, 

um Vertretungsmechanismen und um mehr oder weniger Demokratie. Die Motionäre be-

ziehen sich auf die Stadt Chur. Sie hätten sich auch nach Norden umschauen können. In 

Konstanz regiert ein Oberbürgermeister mit zwei Bürgermeistern seit vielen Jahren er-

folgreich. Ich bin nicht nur, aber auch an der Fastnacht ein ausgesprochener Fan der 

Stadt Konstanz und verfolge mit Respekt die dort erfolgreiche Kommunalpolitik einer 

Stadt, die mir näher ist als Weinfelden oder Frauenfeld. Dennoch, der kleine Unter-

schied, das Mehr an Demokratie, das in der Schweiz praktiziert wird, das Weniger an 

Macht der Exekutiven, ist mir ausgesprochen sympathisch und schützenswert. Genau 

dieses Mehr an Demokratie dürfte für den Erhalt der bisherigen Regel, die mindestens 

fünf Exekutivmitglieder verlangt, sprechen. Die Motionäre gehen auch auf Fragen zu Be-

schäftigungspensen für Stadträte ein. Meines Erachtens sind dies sehr ernst zu neh-

mende Fragen. Einige Vorredner haben dies bereits angesprochen. Die Möglichkeiten 

zusätzlicher beruflicher Tätigkeiten sind für Stadträte mit einem 50 % oder 60 % Mandat 

sehr eingeschränkt. Dies ist aber ein spezifisches Problem kleinerer Städte. Die Situation 

grösserer Städte, die wir im Thurgau nicht kennen, ist eine andere und jene kleiner Ge-

meinden, wie wir sie im Thurgau kennen, ist ebenfalls eine andere. Es ist anspruchsvoll, 

aber vielleicht doch möglich, die Pensen entweder so aufzustocken, dass man davon le-

ben kann oder die Stadträte mit einer leistungsfähigeren Verwaltung zu unterstützen, so-
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dass sie neben dem Amt mehr Zeit zur Verfügung haben. Davon haben wir bereits ge-

hört. Denken wir an die jüngsten Ereignisse rund um ein Exekutivmitglied jener Stadt, 

aus der die Motionäre stammen, müssen wir aufhorchen. Wäre es besser gewesen, 

wenn besagter, mittlerweile zurückgetretener Stadtrat, der offensichtlich grossen Fami-

liensinn besitzt, nur zwei Kollegen gehabt hätte, die ihm auf die Finger schauen? In un-

serer Fraktion wurde das Thema offen und kontrovers diskutiert. Es wurde erwähnt, dass 

die hier geforderte Reduktion lediglich eine Option und keinesfalls ein Muss darstellt. Es 

wurde auch erwähnt, dass die Reduktion einer Exekutivbehörde allfällig überfällige Fusi-

onen verschleppen könnte und ein Triumvirat historisch wenig überzeugend sei. Frag-

würdige Notlösungen könne es gerade in kleinen Gemeinden geben, die mit Rekrutie-

rungsproblemen kämpfen und sich mit drei Vertretern durchwursteln könnten. Es wurde 

auch die Gefahr der Untervertretung kleiner Parteien angesprochen. Es wurde die Idee 

vertreten, die Verkleinerung nur dann anzuwenden, wenn ein Gemeindeparlament vor-

handen ist. Es wurde wiederholt festgestellt, dass die Arbeitspensen für viele Exekutiv-

mitglieder, viele von ihnen sitzen hier im Saal, deutlich höher sind, als sie offiziell dekla-

riert werden. Unsere Fraktion hat grosses Verständnis für die Überlegungen der Motio-

näre. Sie neigt aber mit deutlicher Mehrheit zur Haltung des Regierungsrates, beim heu-

tigen System zu bleiben, das fünf Exekutivmitglieder verlangt. 

 

Andreas Guhl, BDP: Die Motionäre verlangen eine Anpassung des Gesetzes über die 

Gemeinden, damit die minimale Anzahl der Behördemitglieder von fünf auf drei reduziert 

werden kann. Die BDP-Fraktion hat für dieses Anliegen durchaus Sympathien. Der 

Grosse Rat bestimmt über die Gemeinden, wie sich diese zu organisieren haben. Es ist 

durchaus möglich, dass eine Gemeinde von drei Behördemitgliedern problemlos geführt 

werden kann. Eine Professionalisierung wird dadurch zweifelsfrei erreicht. Erklären wir 

die Motion erheblich, könnten theoretisch alle Körperschaften von drei Exekutivmitglie-

dern geführt werden. Das möchte ich betonen. Hier sehen wir das Problem. Eine Dreier-

behörde, die eine längere Vakanz eines Mitgliedes zu verzeichnen hat, ist auf unbe-

stimmte Zeit handlungsunfähig. Die Gemeindeordnungen müssten diese Situation aus-

drücklich regeln. In kleineren Gemeinden, wo sich Dreierbehörden auch eignen würden, 

ist es unverhältnismässig und nicht realistisch, zwei kompetente Stellvertreter so quasi 

auf Standby zu unterhalten. Die Vertretung müsste aber gewährleistet sein. Ansonsten 

sehen wir in Zukunft etliche Zwangsverwaltungen durch den Kanton. Das kann auch 

nicht das Ziel des Vorstosses sein. In Gemeinden mit Parlamenten könnte die Stellver-

tretung mit einigermassen geringem Aufwand und kompetenten Personen geregelt wer-

den. Die BDP-Fraktion ist gegen eine Senkung der minimalen Anzahl der Behördemit-

glieder für alle Gemeinden und einstimmig gegen Erheblicherklärung der Motion. 

 

Haller, EDU/EVP: Ich spreche im Namen der EDU/EVP-Fraktion und bedanke mich 

beim Regierungsrat für die Beantwortung der Motion. Unsere Fraktion ist einstimmig für 
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Nichterheblicherklärung der Motion. Den Schwierigkeiten, geeignete Kandidatinnen oder 

Kandidaten für den Gemeinderat oder die Schulbehörde zu finden, kann kaum durch ei-

ne zahlenmässige Reduktion begegnet werden. Aufgrund der Mitunterzeichner, die 

mehrheitlich aus den grossen Gemeinden mit Parlamenten stammen, gehen wir davon 

aus, dass vor allem sie dafür plädieren, die ganze Sache zu professionalisieren. Es be-

steht aber die Gefahr der Machtkonzentration. Dies widerspricht zutiefst unserem demo-

kratischen Verständnis. Mir hätte es nicht behagt, in einem Dreiergremium in der Schul-

behörde tätig und unter Druck zu sein, unter allen Umständen an allen Sitzungen teil-

nehmen zu müssen. Entscheide von zwei Mitgliedern mit Stichentscheid des Präsidiums 

können wir uns nicht vorstellen. Sie hinterliessen einen schalen Nachgeschmack. 

 

Armin Eugster, CVP/GLP: Die CVP/GLP-Fraktion dankt dem Regierungsrat für die um-

fassende und aussagekräftige Beantwortung. Unseres Erachtens beleuchtet der Regie-

rungsrat das Problem überzeugend und aus verschiedenen Gesichtspunkten. Deshalb 

haben wir materiell nichts beizufügen. Wir sind uns mit vielen Vorrednern einig. Wir ver-

schliessen die Augen nicht vor den aufgezeigten Problemen. Das Personalproblem ist 

auch für uns ein Thema. Wir sind aber davon überzeugt, dass man es mit der Reduktion 

auf drei Behördemitglieder nicht lösen kann. Die Arbeitslast und die Verantwortung wer-

den nur grösser. Die Bereitschaft, ein Amt zu übernehmen, wird kleiner. Wir haben Ver-

ständnis dafür, dass die Stadt Kreuzlingen, vielleicht auch Frauenfeld und andere Städte, 

die über ein Gemeindeparlament verfügen, eine Lösung mit drei Behördemitgliedern an-

streben. Dann müsste die Motion aber anders formuliert sein. § 17 Abs. 2 des geltenden 

Gesetzes lautet wie folgt: "Das Minimum sind fünf Mitglieder." Wenn die Motion erheblich 

erklärt und das Gesetz angepasst wird, heisst es dann, dass drei Mitglieder das Mini-

mum sind. Die Regelung gilt für alle Thurgauer Gemeinden. Man kann den Motionstext 

nicht nach Belieben ändern. Er muss so übernommen werden, wie er eingereicht wurde. 

Unsere Fraktion ist mit deutlicher Mehrheit gegen Erheblicherklärung der Motion. 

 

Marazzi, FDP: Vieles wurde schon gesagt. Ich wiederhole es trotzdem noch einmal. Es 

ist mir unverständlich, weshalb der Regierungsrat die Motion nicht erheblich erklären will, 

damit die Mindestgrösse der Anzahl der Behördemitglieder reduziert werden könnte. In 

der Beantwortung wird vorwiegend darauf hingewiesen, was für kleinere Gemeinden gut, 

nicht aber was für grössere gut sein könnte. Der Regierungsrat verwehrt den grösseren 

Gemeinden dadurch eine zusätzliche Möglichkeit, sich anders zu strukturieren. Die Vo-

raussetzung der Notwendigkeit dazu besteht, mehr nicht. In Punkt 7 der Beantwortung 

wird darauf hingewiesen, dass eine dreiköpfige Behörde für kleine Gemeinden nicht ge-

eignet sei. Das leuchtet auch mir ein. Wir sprechen hier aber nur von der Möglichkeit, die 

Behörde auf drei Mitglieder zu verkleinern. Es muss nicht, sondern es kann je nach Be-

darf reduziert werden. Das ist ein Unterschied. Weiter wird erwähnt, dass bereits 1998 

im Grossen Rat darüber diskutiert wurde. Der Vorschlag von damals hätte mir gefallen. 
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Ich zitiere daraus: "Die Zahl der Mitglieder der Gemeindebehörde richtet sich grundsätz-

lich nach der Gemeindeordnung. Als Minimum sind fünf, in Gemeinden mit Gemeinde-

parlament drei Mitglieder vorgesehen." Eine Variante, die weiterverfolgt werden kann, 

falls die Motion erheblich erklärt werden sollte, was ich noch immer hoffe. Eines der Ar-

gumente in der Beantwortung kann ich nicht glauben. Nämlich jenes, dass die Gewähl-

ten rasch wieder zurücktreten, wenn die Tätigkeit nicht ihren Vorstellungen entspreche 

oder zu belastend sei. Im Gegenteil: Ich bin davon überzeugt, dass dies durch ein Voll-

amt weniger geschieht, weil sie sich vollumfänglich und zu 100 % auf die Behördentätig-

keit konzentrieren können. Bei den jeweiligen Gemeinden müssten wohl Anpassungen in 

der Gemeindeordnung vorgenommen werden. Die Gemeinden sollen selbst entschei-

den, was für sie das Beste ist, ob drei, fünf oder sieben Mitglieder. Ich betone noch ein-

mal: Mit der Erheblicherklärung der Motion muss nicht zwingend auf drei Mitglieder redu-

ziert werden. Wir vergeben uns damit nichts. Es bleibt eine Option. Die Entscheidung 

und Verantwortung liegt bei den Gemeinden. Ich traue diesen zu, die richtige Entschei-

dung zu treffen. Ich bitte Sie, die Motion erheblich zu erklären. 

 

Baumann, SVP: Wir sind stolz auf den Föderalismus in unserem Land. Wir sind im Kan-

ton Thurgau stolz auf die Gemeindeautonomie. Es ist eine Tradition, dass in den Ge-

meinden sehr viele Organisationsformen möglich sind. Das ist gut so. Alle Argumente in 

der Antwort des Regierungsrates, und was wir heute gehört haben, stimmen. Ich bitte 

Sie aber, nicht über etwas zu entscheiden, was in der Zuständigkeit des Souveräns jeder 

einzelnen Gemeinde liegt. Unsere Aufgabe ist es, das Gesetz über die Gemeinden so 

auszugestalten, dass die Rahmenbedingungen stimmen und eine Gemeinde funktionie-

ren kann. Am Modell "Chur" und weiteren Gemeinden sieht man, dass offenbar auch ein 

Dreiergremium unter bestimmten Bedingungen funktionieren kann. Eine Kommission 

kann dann die Bedingungen beraten und erarbeiten. Ich bitte Sie, die Motion erheblich 

zu erklären. 

 

Vonlanthen, SVP: Wir haben es mehrfach gehört, dass sich die Motionäre mehr Profes-

sionalisierung innerhalb der Politik wünschen. Sie meinen, damit mehr fähige und kom-

petente Personen für politische Aufgaben gewinnen zu können. Ihr Vorstoss führt auf 

den Holzweg. Dreiköpfige "Miniexekutiven" brächten ein Maximum an Skepsis und Un-

ruhe in unsere Gemeinden. Von einer breiten politischen Abbildung der Bevölkerung 

könnte keine Rede mehr sein. Die Rekrutierung für solche Ämter ist in der Regel im 

Thurgau kein Problem. Sie wird es noch weniger sein, wenn der staatsbürgerliche Unter-

richt an allen Sekundar-, Mittel-, Hoch- und Berufsschulen endlich einmal Hand und Fuss 

bekommt. Wer von Professionalisierung spricht, meint in der Regel auch mehr Kompe-

tenz. Das ist oftmals ein Trugschluss. Professionalisierung heisst gemäss Lexikon: Be-

rufsmässigkeit und vor allem berufsmässige Ausübung eines Sportes. Wer in einer Exe-

kutive sitzt, ist noch lange kein Sportler. Er oder sie macht einfach etwas berufsmässiger 
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und verdient damit auch Einiges mehr, vor allem wenn er oder sie in einem Stadthaus 

oder in einem Regierungsgebäude sitzt. Doch die Frage nach der Kompetenz ist damit 

überhaupt nicht beantwortet. Mich stört schon lange, dass es heute für jeden drittrangi-

gen Job eine mehrjährige Lehre oder immer mehr auch ein universitäres Diplom braucht, 

für den Politiker aber gar nichts. Politiker wirst du heute in erster Linie, wenn du viele 

Hände schüttelst, viele Schultern klopfst und in viele Kameras lachst. Dabei ist gerade 

die Aufgabe eines Exekutivpolitikers viel anspruchsvoller geworden. Wie kommen unse-

re Gemeinde- und Stadträte und ihre Leitfiguren zu breiterem Sachwissen, zu effektive-

rem Zeitmanagement, zu grösserer Kommunikationsfähigkeit und zu besserer Kritikresis-

tenz? Wann bietet der Kanton neben den hochgelobten Schul- auch einmal Gemeinde-

evaluationen an? Wann bietet der Gemeindeverband qualitätsfördernde Weiterbildungen 

an? Nicht der vermehrten Professionalisierung müssen wir das Wort reden, sondern der 

höheren Kompetenz. Diese Diskussion dürfen wir nicht nur im Zusammenhang mit dem 

Lehrplan 21 führen. Dazu könnten auch die Medien einen Beitrag leisten, indem sie ver-

mehrt jene Vorzüge herausstreichen, die für Kompetenz stehen und weniger solche 

Qualitäten hervorheben, die in erster Linie für süffige Stories sorgen. Für die vorliegende 

Motion spricht in diesem Sinn gar nichts. 

 

Limoncelli, CVP/GLP: Auch ich finde es richtig, dass eine Gemeindebehörde grundsätz-

lich aus fünf Mitgliedern bestehen muss. Gemeinden mit einem Parlament sollte es aber 

erlaubt sein, eine Exekutive mit nur drei Mitgliedern zu haben. Dies hatte der Regie-

rungsrat in seiner Botschaft zum neuen Gesetz über die Gemeinden 1998 selbst vorge-

schlagen, wie wir bereits gehört haben. Die demokratische Parteienvertretung kann dort 

dank der örtlichen Legislative spielen. Ich glaube nicht, dass eine der vier Thurgauer 

Parlamentsgemeinden das "Churer-Modell" so schnell wählen würde, obwohl es meines 

Erachtens mehr Vor- als Nachteile hat. Es geht mir wie schon meinen Vorrednern grund-

sätzlich um die Gemeindeautonomie. Die kommunalen Parlamente respektive das 

Stimmvolk wissen am besten, was für ihre Stadt gut ist. Es braucht keine restriktive Vor-

gabe des Kantons. Die vorliegende Motion will niemandem etwas wegnehmen, sondern 

Parlamentsgemeinden mehr organisatorischen Spielraum gewähren. So verstehe jeden-

falls ich den Motionsauftrag. Mir ist klar, dass die Motion anders formuliert ist. Ich halte 

es aber nicht für ausgeschlossen, dass der Regierungsrat einen in diesem Sinne formu-

lierten Gesetzesentwurf vorlegen könnte. Ich finde in der Geschäftsordnung des Grossen 

Rates jedenfalls nichts Gegenteiliges. Es liegt an uns, zu entscheiden, ob das legitim ist 

oder nicht. Ich bitte Sie, die Motion erheblich zu erklären. 

 

Regierungsrat Dr. Schläpfer: Ich danke Ihnen für die angeregte Diskussion und ver-

weise auf die schriftliche Antwort des Regierungsrates. Für die Argumente verweise ich 

auf die verschiedenen Votanten. Vieles wurde schon gesagt. In der Motionsantwort des 

Regierungsrates ist die Entstehungsgeschichte der geltenden Mindestgrösse beschrie-
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ben. Daraus zeigt sich, dass die Mindestzahl der Mitglieder einer Gemeindebehörde be-

reits 1998 diskutiert, letztlich aber nicht weiter verfolgt wurde. Der Regierungsrat ist da-

von überzeugt, dass die Mindestzahl von fünf Mitgliedern in einer Gemeindebehörde 

nach wie vor richtig und notwendig ist. Es wurde heute mehrmals auf die Gemeinde-

autonomie hingewiesen. In keinem anderen Kanton ist die Gemeindeautonomie derart 

ausgeprägt wie im Thurgau. In anderen Kantonen gibt es ein Amt für Gemeinden. Im 

Kanton St. Gallen werden dort beispielsweise 10 bis 20 Mitarbeiter beschäftigt. Der Kan-

ton Thurgau prüft die Gemeinderechnungen nicht. Wir lassen den Gemeinden so viel 

Spielraum wie nur möglich, mehr als in allen anderen Kantonen der Schweiz. Trotzdem 

muss der Kanton einen gewissen Rahmen festlegen, gerade um die Gemeindeautono-

mie walten zu lassen. Zu diesen Rahmenbedingungen gehört nun einmal die Mindest-

zahl der Behördemitglieder. Wir sind davon überzeugt, dass es in einer Gemeindebehör-

de mindestens fünf Mitglieder braucht. Wir haben gute Gründe dafür. Beim gewöhnlichen 

Verlauf der Dinge würden drei Mitglieder in einer Gemeindeexekutive für die Führung der 

Gemeinde genügen. Bei aussergewöhnlichen Situationen, insbesondere wenn ein Mit-

glied ausfällt, würde die Situation sofort kritisch werden. Sind nur noch zwei Mitglieder im 

Gemeinderat handlungsfähig, hat eines der beiden Mitglieder den Stichentscheid, womit 

dieses Mitglied faktisch alles alleine entscheiden könnte. Dies würde unserem demokra-

tischen und rechtsstaatlichen Empfinden zutiefst widersprechen. Will man diese Situation 

vermeiden, liegt es nahe, und es ist notwendig, die Mindestzahl bei fünf Mitgliedern zu 

belassen. Dies gilt auch für Gemeinden mit einem Parlament. Die Lösung der Stadt Chur 

wurde heute mehrmals erwähnt. Es würde bei uns auf rechtliche und praktische Schwie-

rigkeiten stossen, beim Ausfall eines der drei Exekutivmitglieder einfach einen Gemein-

deparlamentarier einzusetzen. Welches Parlamentsmitglied einer Gemeinde könnte 

kurzfristig einen 100 % Job übernehmen? Welches Parlamentsmitglied wäre bereit da-

zu? Es ist nicht erstaunlich, dass die Lösung der Stadt Chur, welche schon seit 20 Jah-

ren in Kraft ist, bisher  - so weit bekannt -  nirgends kopiert wurde. Sie bleibt eine einma-

lige Lösung in der Schweiz. Aus Sicht meines Departementes, welches für die Aufsicht 

über die Gemeinden zuständig ist, möchte ich ergänzen, dass es in unseren 80 Politi-

schen Gemeinden erfahrungsgemäss jedes Jahr einen bis drei Fälle gibt, bei denen der 

Gemeindepräsident oder die Gemeindepräsidentin oder weitere Mitglieder des Gemein-

derates ausfallen. Wir werden dann aufgefordert zu helfen, und wir müssen Lösungen 

suchen. Bei einem Mindestbestand von fünf Gemeinderatsmitgliedern findet man in der 

Regel eine befriedigende Ersatzlösung. Bei nur drei Mitgliedern wäre dies wahrscheinlich 

schwierig und manchmal gar unmöglich. Das Departement für Inneres und Volkswirt-

schaft wäre jedenfalls sehr besorgt, wenn die Exekutive einer Gemeinde schon im Nor-

malfall nur drei Mitglieder hätte. Wie geht man dann in der Krise vor? Der Regierungsrat 

weiss, und er unterschätzt es auch nicht, dass es oftmals schwierig ist, geeignete Mit-

glieder für den Gemeinderat zu finden und diese zum Mitmachen zu motivieren. Den-

noch darf aus Sicht meines Departementes festgestellt werden, dass die Thurgauer Ge-
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meinden mit der heutigen Regelung in aller Regel gut geführt werden. Ich bin zuversicht-

lich, dass dies auch in Zukunft der Fall sein wird und im Thurgau genügend Mitglieder 

gefunden werden, die bereit sind, in einer Exekutive mitzuarbeiten. Ich bitte Sie namens 

des Regierungsrates, die Motion nicht erheblich zu erklären. 

Diskussion - nicht weiter benützt. 

 

 

Beschlussfassung 

 

Die Motion wird mit 89:18 Stimmen nicht erheblich erklärt. 
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Präsident: Wir haben die heutige Tagesordnung nur zum Teil abtragen können. Die 

nächste Ratssitzung findet am 9. März 2016 als Halbtagessitzung in Weinfelden statt. 

 

Ich wurde heute gut durch das Büromitglied, Kantonsrätin Marion Theler, sekundiert. Sie 

hat anstelle des erkrankten Vizepräsidenten ihres Amtes gewaltet. Ich danke ihr herzlich 

dafür. An dieser Stelle wünsche ich allen Erkrankten, die heute der Sitzung nicht bei-

wohnen konnten, gute Genesung. 

 

Es sind noch folgende Neueingänge mitzuteilen: 

- Einfache Anfrage von Roland A. Huber vom 24. Februar 2016 "Massnahmen für Er-

werbslose 55+". 

- Einfache Anfrage von Urs Schär vom 24. Februar 2016 "Streptomycin, what else? 

(Was sonst?)". 

- Einfache Anfrage von Moritz Tanner vom 24. Februar 2016 "Feuerbrandbekämpfung 

wie weiter ?". 

- Einfache Anfrage von Daniel Vetterli vom 24. Februar 2016 "Oelunfall in Diessen-

hofen". 

- Einfache Anfrage von Jürg Wiesli vom 24. Februar 2016 "Millionenabschreibung durch 

Verjährung?". 

 

Zum Schluss der Sitzung gebe ich Ihnen noch einen Gratistipp: Seit gestern ist das 

Ratsprotokoll der letzten Sitzung im Internet aufgeschaltet und einsehbar. Übrigens liegt 

es gemäss § 35 Abs. 3 der Geschäftsordnung des Grossen Rates jeweils hier im Saal 

auf. Nehmen Sie sich die Zeit und lesen Sie dort die Seiten 10 bis 15. Sie werden 

schmunzeln, sofern Sie es verstehen, was im Thurgauer Dialekt alles nachzulesen ist. 

Wenn Sie damit nicht einverstanden sind, was protokolliert wurde, können Sie, ebenfalls 

gemäss unserer Geschäftsordnung, Berichtigungen innert fünf Tagen ab heute schriftlich 

bei mir beantragen. 

 

Ende der Sitzung: 11.50 Uhr 

 

 

   Der Präsident des Grossen Rates 

 

 

 

   Die Mitglieder des Ratssekretariates 

 


